
Ahnefeld, Adolf et al.

Working Paper  —  Digitized Version

Bonner Wirtschaftsgipfel im Zeichen schwächerer
Konjunktur: Thesen zum 31. Kieler Konjunkturgespräch

Kieler Diskussionsbeiträge, No. 106

Provided in Cooperation with:
Kiel Institute for the World Economy – Leibniz Center for Research on Global Economic Challenges

Suggested Citation: Ahnefeld, Adolf et al. (1985) : Bonner Wirtschaftsgipfel im Zeichen schwächerer
Konjunktur: Thesen zum 31. Kieler Konjunkturgespräch, Kieler Diskussionsbeiträge, No. 106, Institut
für Weltwirtschaft (IfW), Kiel

This Version is available at:
https://hdl.handle.net/10419/965

Standard-Nutzungsbedingungen:

Die Dokumente auf EconStor dürfen zu eigenen wissenschaftlichen
Zwecken und zum Privatgebrauch gespeichert und kopiert werden.

Sie dürfen die Dokumente nicht für öffentliche oder kommerzielle
Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, öffentlich zugänglich
machen, vertreiben oder anderweitig nutzen.

Sofern die Verfasser die Dokumente unter Open-Content-Lizenzen
(insbesondere CC-Lizenzen) zur Verfügung gestellt haben sollten,
gelten abweichend von diesen Nutzungsbedingungen die in der dort
genannten Lizenz gewährten Nutzungsrechte.

Terms of use:

Documents in EconStor may be saved and copied for your personal
and scholarly purposes.

You are not to copy documents for public or commercial purposes, to
exhibit the documents publicly, to make them publicly available on the
internet, or to distribute or otherwise use the documents in public.

If the documents have been made available under an Open Content
Licence (especially Creative Commons Licences), you may exercise
further usage rights as specified in the indicated licence.

https://www.econstor.eu/
https://www.zbw.eu/
http://www.zbw.eu/
https://hdl.handle.net/10419/965
https://www.econstor.eu/
https://www.leibniz-gemeinschaft.de/


K I E L E R D I S K U S S I O N S B E I T R Ä G E

K I E L D I S C U S S I O N P A P E R S

Bonner Wirtschaftsgipfel im Zeichen

schwächerer Konjunktur

Thesen zum 31. Kieler Konjunkturgespräch

I N S T I T U T F Ü R W E L T W I R T S C H A F T K I E L • M Ä R Z 1 9 8 5

ISSN 0455-0420



INHALTSVERZEICHNIS
Seite

WELTWIRTSCHAFTSGIPFEL: HINWENDUNG ZU MEHR WETTBEWERB? 3

Konjunkturelle Dynamik in den Industrieländern schwächt sich ab 3

Unterschiedliches Expansionstempo 4

Ausblick: Nur mäßige Zunahme der Produktion, keine Verbesserung

der Arbeitsmarktlage 6

Parallelen zu früheren Wirtschaftsgipfeln 9

Vergleich mit der weltwirtschaftlichen Lage 1977/78 9

Antworten der Wirtschaftspolitik in den siebziger Jahren 10

Wirtschaftspolitische Reaktionen 1984/85 12

Unterschiedliche Orientierung in der Finanzpolitik 13

Unterschiedliche Flexibilität der Lohnpolitik 16

Internationale Parallelität der Geldpolitik 19

Neue Weichenstellungen auf dem Wirtschaftsgipfel? 20

BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: KRÄFTIGER EXPORT - SCHWACHE

BINNENKONJUNKTUR 24

Kaum entscheidende Wachstumsimpulse von der Wirtschaftspolitik 25

Wirtschaft ohne rechten Schwung 28

Deutliche Impulse von der Ausfuhr 29

Investitionsverhalten bleibt defensiv 30

Bauinvestitionen sehr schwach 32

Schwache Verbrauchsnachfrage 33

Nur geringer Preisanstieg 34

Mehr wirtschaftliche Dynamik und Beschäftigung erfordern
marktwirtschaftliche Lösungen: Der Fall der Bauwirtschaft 35



WELTWIRTSCHAFTSGIPFEL: HINWENDUNG ZU MEHR WETTBEWERB?

Konjunkturelle Dynamik in den Industrieländern schwächt sich ab

1. Die wirtschaftliche Lage der Industrieländer war 1984 deutlich günstiger als in

den Jahren zuvor. Die gesamtwirtschaftliche Produktion nahm im Jahresdurch-

schnitt um fast 5 vH zu, so stark wie zuletzt 1976. Hinter dieser positiven Bilanz

verbirgt sich jedoch eine starke Differenzierung: Allein die Vereinigten Staaten

und - mit Abstrichen - Japan und Kanada verzeichneten einen • Aufschwung, der

ähnlich stark war wie in früheren Konjunkturzyklen. Dagegen blieb die Erholung

in den meisten Ländern Westeuropas schwach, so daß sich die Kapazitätsauslastung

allgemein nur wenig erhöhte und die Arbeitslosigkeit vielfach weiter zunahm.

Seit dem Sommer 1984 nehmen Nachfrage und Produktion aber auch in den Vereinig-

ten Staaten wieder langsamer zu. Gleichwohl konnten japanische und europäische

Unternehmen ihren Absatz auf dem amerikanischen Markt weiter kräftig steigern,

da sichv ihre Wettbewerbsposition im Zuge der Dollaraufwertung stark verbessert

hat . Besonders groß waren die japanischen Exporterfolge, obwohl der Yen gegen-

über dem Dollar real weniger an Wert verlor als die europäischen Währungen.

2. Die konjunkturelle Expansion hat sich abgeschwächt, weil vielfach geld- und

finanzpolitische Nachfrageimpulse nachließen. So hatte die amerikanische Notenbank

die Geldmengenexpansion gebremst, da wegen des starken konjunkturellen Auf-

schwungs Inflationsgefahren gesehen wurden. Auch die meisten anderen Länder

verfolgten einen eher restriktiven Kurs, weil sich der Dollar fortgesetzt aufwertete

und von daher die erreichte Inflationsberuhigung gefährdet erschien. In den Ver-

einigten Staaten nahmen zudem die unmittelbaren Nachfrageeffekte der kräftigen

Steuersenkungen ab, allerdings ist die Wachstumsdynamik durch die finanzpoli-

tischen Maßnahmen nachhaltig gestärkt worden. In Westeuropa und Japan war die

Finanzpolitik auch 1984 vordringlich darauf ausgerichtet, die öffentlichen

Haushaltsdefizite zu verr ingern. Steuersenkungen, die die Wachstumskräfte hätten

fördern können, blieben weiterhin aus.

Der Bericht wurde erstellt von A. Ahnefeld, G. Flemig, J. L. Gutierrez-Camara,
A. Rosenschon, J. Scheide, P. Trapp und N. Walter aus der Abteilung "Konjunk-
tur und Weltwirtschaft" (Leitung: Norbert Walter). Abgeschlossen am 9. März 1985.



Unterschiedliches Expansionstempo

3. Von dem Importboom in den Vereinigten Staaten haben die meisten der übrigen

Industrieländer profitiert. Während dies in Westeuropa aber nur die Schwäche der

Inlandsnachfrage kompensierte, gewannen in Japan auch die internen Auftriebs-

kräfte an Schwung.

- In den Vereinigten Staaten stieg das reale Bruttosozialprodukt im zweiten

Halbjahr 1984 mit einer Jahresrate von knapp 4 vH, nachdem es im ersten .Halb-

jahr noch um mehr als 8 vH zugenommen hatte. Ein solcher Tempowechsel ist in

Aufschwungsphasen nicht ungewöhnlich. Parallel zu dieser Produktionsentwick-

lung hat sich auch der Anstieg der Beschäftigung verringert; die Arbeitslo-

sigkeit ist seit dem Sommer nicht weiter gesunken. Die internen Auftriebskräfte

haben nachgelassen, ohne daß in einzelnen Bereichen eine ausgeprägte Schwäche

zu erkennen wäre. Lediglich die Wohnungsbauinvestitionen gingen leicht zurück,

nachdem die Hypothekenzinsen bis zur Jahresmitte 1984 wieder spürbar ange-

zogen hatten; Die Dynamik des Aufschwungs bei Investitionen und privatem Ver-

brauch ließ in jüngster Zeit etwas nach, was nach dem stürmischen Verlauf, in

der Zeit davor nicht überrascht. Immerhin waren die Ausrüstungsinvestitionen

1984 um mehr als 20 vH höher als im Vorjahr (Tabelle 1). Von dem Investitions-

boom profitierten in erster Linie ausländische - vor allem japanische und

deutsche - Hersteller; dagegen haben sich Auftragslage und Umsätze bei der

amerikanischen Investitionsgüterindustrie im Jahresverlauf nicht nennenswert

verbessert.

- In Japan hat sich ein kräftiger Aufschwung durchgesetzt, der mehr und mehr

von den Investitionen der Unternehmen getragen wird; die gesamtwirtschaftliche

Produktion stieg relativ stetig mit einer Rate von 5 vH. Ausschlaggebend für die

Aufwärtsentwicklung war der anhaltende Boom der japanischen Exporte, der vor

allem auf den Nachfragesog aus den Vereinigten Staaten zurückzuführen ist. In

Westeuropa konnten die Japaner dagegen ihren Absatz nur wenig erhöhen, was

mit der nur langsamen Erholung dort und wohl auch mit der Aufwertung des Yen

gegenüber den europäischen Währungen zu tun hat. Die Inlandsnachfrage wurde

in Japan auch dadurch gestützt, daß die Notenbank die geldpolitischen Zügel

wieder etwas lockerte, nachdem nahezu Preisniveaustabilität erreicht worden war.

- In Westeuropa verläuft die Erholung in einem nur mäßigen Tempo. Markante Ver-

änderungen sind kaum festzustellen. Im Verlauf von 1984 war die Expansion eher



Tabelle 1 - Investitionsquote und Entwicklung der realen Investitionen
in ausgewählten Industrieländern 1972-1984(a)

Land

Vereinigte
Staaten

Japan

Bundesrepublik
Deutschland

Frankreich

Vereinigtes
Königreich

Italien(c)

Vereinigte
Staaten

Bundesrepublik
Deutschland(c)

Frankreich(c)

Vereinigtes
Königreich(c)

Italien(c)

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

IQ
AI

1972

15,6

24,8

20,6

20,8

15,3

19,9

6,5

8,9

9,5

7,9

7,1

1976

13,6

23,0

16,6

19,4

15,1

17,4

6,6

7,7

9,5

7,7

7,7

1980 1981 1982 1983 1984(b)

Private Anlageinvestitionen

14,4

22,7

18,2

19,2

15,7

17,6

14,5
3,1

22,6
3,5

17,7
-3,3

18,8
-1,6

14,9
-5,8

17,7
0,7

13,8
-6,8

22,5
2,6

17,1
-3,9

18,2
-1,4

15,8
7,8

16,8
-5,2

14,6
9,7

22,0
1,2

17,8
4,9

17,6
-2,8

15,6
2,3

16,1
-5,3

16,2
18,2

22,5
8,2

17,6
1,6

17,0
-1,4

16,5
6,9

15,9
1,2

Ausrüstungsinvestitionen

7,9

9,0

10,4

8,5

8,4

8,1
4,1

8,7
-2,6

10,2
-1,7

7,8
-10,0

8,5
0,8

7,7
-6,8

8,3
-5,7

10,4
3,1

7,8
2,5

7,9
-7,3

7,9
7,3

8,7
6,1

10,2
-i,o

7,9
3,9

7,3
-9,1

9,0
21,8

8,5
1,0

10,2
1,8

8,3
7,1

7,2
0,9

1980-84(b)

5,7

3'9

-0,2

-1,7

2,6

-2,1

6,1

-0,6

0,5

0,7

-3,4

(a)Investitionsquote (IQ) = Bruttoinvestitionen in vH des Bruttosozialprodukts,
jeweils in konstanten Preisen. Entwicklung der Investitionen (AI) = jährliche
Veränderung der Investitionen in vH. - (b)Geschätzt. - (c)Einschließlich öffent-
licher Investitionen.

Quelle: OECD, National Accounts, lfd. Jgg.; eigene Berechnungen.



etwas langsamer als 1983. Seit dem Tiefpunkt der Rezession Ende 1982 hat die

gesamtwirtschaftliche Produktion jährlich um nur 2 vH zugenommen, wobei der

Anstieg der inländischen Nachfrage sogar noch schwächer war. Während Groß-

britannien und die Bundesrepublik Deutschland eine etwas stärkere Expansion

. verzeichneten, haben Frankreich und Italien im Erholungsprozeß erst spät auf-

geholt. Bei dieser schwachen wirtschaftlichen Entwicklung hat sich die Arbeits-

marktlage nicht entspannt. Namentlich in Großbritannien, Italien und Frankreich

stieg die Arbeitslosigkeit weiter an.

In fast allen Ländern Westeuropas sind die Investitionen in Wohnbauten rück-

läufig. Dagegen konnten sich die Ausrüstungsinvestitionen der Unternehmen im

Verlauf von 1984 erholen; der Anstieg fiel freilich nicht sehr deutlich aus, da

sich Gewinne und Absatzaussichten nirgendwo markant verbesserten. Die Investi-

tionsquoten sind in kaum einem europäischen Land gestiegen, zumeist liegen sie

deutlich unter dem Niveau von 1980 (Tabelle 1). Die meisten Länder profitierten

von dem Aufschwung in den Vereinigten Staaten: Zwischen Ende 1983 und Ende

1984 nahmen die Exporte in die Vereinigten Staaten insgesamt um etwa 20 vH zu;

im innereuropäischen Handel zeigte sich erst gegen Ende 1984 ein verstärkter

Anstieg.

Ausblick: Nur mäßige Zunahme der Produktion, keine Verbesserung der Arbeits-

marktlage

4. Anfang 1985 wird die Konjunktur in den meisten Industrieländern nicht mehr

durch expansive Nachfrageimpulse der Wirtschaftspolitik gestützt, vielfach setzten

sich sogar retardierende Einflüsse durch. Belastend dürfte in der nächsten Zeit

wirken, daß sich der Zinsrückgang nicht mehr fortgesetzt hat. - in Westeuropa

nicht zuletzt als Reflex auf die erneute Stärke des US-Dollars seit Jahresbeginn.

Die Beurteilung der aktuellen Lage in Europa wird allerdings durch den extrem

harten Winter erschwert. Die ersten Zahlen für Produktion, Nachfrage und den

Arbeitsmarkt lassen die konjunkturelle Grundtendenz zu ungünstig erscheinen.

5. Der Welthandel dürfte in nächster Zeit schwächer steigen als bisher, da die

Impulse insbesondere von der Geldpolitik 1984 deutlich nachgelassen haben (Schau-

bild). In der Vergangenheit hat sich gezeigt, daß markante Wechsel in der Expan-

sion der realen Geldmenge wenig später zu gleichgerichteten Änderungen des rea-



Reale Geldmenge der Industrieländer und realer Welthandel 1973-I984(a)

Realer Welthandel
(rechte Skala)

-12

-2

-4

- 6

-8

(a) Veränderung gegenüber dem Vorjahr in vH.

len Welthandels geführt haben. So ging dem steilen Anstieg 1982/83 eine überaus

expansive Geldpolitik in den wichtigsten Industrieländern voraus. Mit der schwä-

cheren Geldmengenexpansion seit Mitte 1983 wurden dann die Weichen für eine wie-

der langsamere Zunahme des Welthandels gestellt.

6. Die Entwicklung der Weltwirtschaft wird auch in nächster Zeit entscheidend von

den Vereinigten Staaten geprägt werden. Einerseits ist für die Exporte der Länder

Westeuropas und auch Japans wichtig, ob der Importsog der Vereinigten Staaten so

stark bleiben wird wie bisher. Andererseits gehen von der amerikanischen Geld-

und Finanzpolitik Einflüsse auf die Wirtschaftspolitik der übrigen Länder aus.

Nicht zuletzt von der Entwicklung des Dollarkurses wird es abhängen, ob die

westeuropäischen Notenbanken eine Geldpolitik betreiben werden, die am Potential-

wachstum orientiert ist.



7. Die amerikanische Notenbank hat die Geldmenge seit Ende 1984 wieder stärker

expandieren lassen. Es ist jedoch fraglich, ob dieser expansive Kurs beibehalten

wird. Die massive Aufwertung des Dollars könnte die amerikanische Notenbank

zwar veranlassen, die Geldmenge stärker als geplant auszuweiten. Als Gründe da-

für kann sie die anhaltend niedrige Inflationsrate und die überaus scharfe, die

inländischen Arbeitsplätze gefährdende Auslandskonkurrenz ins Feld führen, die

beide aus der drastischen Höherbewertung des Dollars resultieren. In diesem Fall

würden die anderen Notenbanken in ihrem .Kampf gegen eine weitere Abwertung

ihrer Währungen entlastet. Würde das Fed seine eigenen Vorgaben allzulange nicht

beachten, so setzte es sich aber dem Verdacht aus, von den hohen Haushaltsdefi-

ziten des Staates letztlich doch auf eine inflationäre Bahn gedrängt - zu werden.

Eine engere amerikanische Geldpolitik dagegen könnte die anderen Notenbanken -

bei einem dann wohl weiterhin starken Dollar - dazu veranlassen, eine mindestens

ebenso knappe Liquiditätspolitik zu betreiben.

8. Insgesamt scheint ein Kurs wahrscheinlich zu sein, der die Geldmenge am obe-

ren Rand des vom Fed für 1985 vorgesehenen Zielkorridors (Ml soll um 4 bis 7 vH

zunehmen) hält. Von daher dürfte die amerikanische Wirtschaft etwa in dem Tempo

expandieren, wie es seit dem Sommer 1984 zu beobachten ist. Welche Effekte dar-

über hinaus von der Finanzpolitik ausgehen, ist derzeit unsicher, da sich die

grundsätzliche Debatte um Ausgabenkürzungen und die Reform des Steuersystems

noch hinziehen wird. In dieser Prognose wird angenommen, daß die Entscheidungen

über den Bundeshaushalt die Wachstumsdynamik der amerikanischen Wirtschaft

nicht beeinträchtigen werden, selbst wenn die selektiven Maßnahmen zur Förderung

der Investitionen abgebaut werden.

9. Diese Aussichten für die Konjunktur in den Vereinigten Staaten implizieren, daß

die Importnachfrage nicht mehr so stürmisch zunehmen wird wie bis zum Sommer

1984. Für die Exporte der anderen Länder sind daher niedrigere Zuwachsraten als

bisher zu erwarten. Dies wird die Expansion vermutlich auch in Japan dämpfen,

obwohl sich dort bei der Inlandsnachfrage eine insgesamt aufwärtsgerichtete Ten-

denz durchgesetzt hat und für die Wirtschaftspolitik kein Anlaß bestehen dürfte,

eine restriktive Linie zu verfolgen. Schwerwiegender ist die schwächere Expansion

in den Vereinigten Staaten wohl für Westeuropa; hier dürften die Probleme der

strukturschwachen Bereiche wieder stärker das Gesamtbild prägen. Die Schwäche



der Inlandsnachfrage wird sich wahrscheinlich bis zum Sommer oder Herbst 1985

hinziehen. Vor diesem Hintergrund werden die westeuropäischen Notenbanken wohl

allmählich dazu übergehen, die Geldmenge stärker auszuweiten.

10. Für die Industrieländer zeichnet sich damit eine konjunkturelle Expansion ab,

die 1985 und 1986 zu einem Anstieg des realen Bruttosozialprodukts von jeweils

etwa 3 vH führen wird. Der Preisauftrieb wird dabei mäßig bleiben, die Infla-

tionsraten werden allerdings in den meisten Ländern kaum noch weiter sinken. Für

1985 wird für die Industrieländer insgesamt mit einem Preisanstieg von rund

4,5 vH gerechnet, im Jahr 1986 dürfte er nur wenig höher liegen.

11. Bei der prognostizierten Konjunkturentwicklung ist nicht zu erwarten, daß sich

die Beschäftigungslage insgesamt verbessert. Nur in den Vereinigten Staaten dürf-

te die Arbeitslosenquote leicht zurückgehen, während in Westeuropa sogar eher mit

einem weiteren Anstieg zu rechnen ist. Bei der Investitionstätigkeit wird es ver-

mutlich eine ähnliche Divergenz geben; in den meisten westeuropäischen Ländern

ist ein allgemeiner Investitionsaufschwung nach wie vor nicht in Sicht, dagegen

dürften die Investitionen in den Vereinigten Staaten weiter lebhaft zunehmen -

wenn auch weniger stürmisch als im bisherigen Verlauf des Aufschwungs. Gegen

eine durchgreifende Besserung bei Investitionen und Beschäftigung in Europa

spricht auch, daß der Hang zum Interventionismus immer noch groß ist und eine

nennenswerte Entlastung bei Steuern und Abgaben nicht vorgesehen ist.

Parallelen zu früheren Wirtschaftsgipfeln

Vergleich mit der weltwirtschaftlichen Lage 1977/78

12. Die Lage in der Weltwirtschaft gleicht heute in mehrerer Hinsicht jener zwi-

schen den Wirtschaftsgipfeln 1977 und 1978. Auch damals war eine tiefe Rezession

(1974/75) überwunden worden; und nach der zunächst - von Land zu Land unter-

schiedlich - starken Stimulierung durch die Geld- und Finanzpolitik ließ 1977/78

der Schwung deutlich nach, als keine neuen Impulse hinzukamen oder die Wirt-

schaftspolitik schon wieder bremste. Die Verbesserung der Lage auf dem Arbeits-

beitsmarkt war damals ähnlich differenziert wie heute: Während die Vereinigten
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Staaten einen deutlichen Anstieg der Beschäftigung verzeichneten, blieb die Ar-

beitslosigkeit in Westeuropa unverändert hoch, in einigen Ländern nahm sie sogar

weiter zu. Auch der Produktionsanstieg verlief bis 1978 für viele Länder in

Westeuropa enttäuschend, blieb er doch deutlich hinter dem sonst für einen Auf-

schwung üblichen Expansionstempo zurück oder brach früher ab als sonst. Ledig-

lich die Vereinigten Staaten standen - ebenso wie seit 1983 - in dieser Hinsicht

besser da.

13. Ähnlich wie heute glaubten viele Länder Westeuropas, in ihrer wirtschaftspo-

litischen Handlungsfähigkeit eingeschränkt zu sein. Gegenwärtig wird der Spiel-

raum vieler Länder vermeintlich durch den hohen Dollarkurs eingeengt. Damals

hatten Großbritannien, Frankreich und Italien zeitweise hohe Defizite in der

Leistungsbilanz und mußten kräftige Abwertungen ihrer Währung hinnehmen. Die

wirtschaftspolitischen Instanzen der Industrieländer sahen sich daher 1977/78 einer

schwierigen Situation gegenüber: So bestand einerseits die ernüchternde Aussicht,

daß bei einem weiterhin nur mäßigen, allenfalls dem Potentialwachstum entspre-

chenden Anstieg der Produktion die Arbeitslosigkeit nicht abnehmen würde. Ande-

rerseits meinten viele Länder, keine eigenen Expansionsanstrengungen in der Geld-

und Finanzpolitik unternehmen zu können, um dies abzuwenden, da die Inflations-

raten und die öffentlichen Defizite hoch waren. Diese Konstellation führte damals

zu der Forderung nach der sogenannten Lokomotiven-Strategie: Länder, deren

interne und außenwirtschaftliche Position vergleichsweise günstig war ("starke"

Länder), sollten mit Expansionsmaßnahmen vorangehen, um anderen, "schwachen"

Ländern zu einem exportinduzierten Aufschwung zu verhelfen. Der Appell richtete

sich vor allem an die Vereinigten Staaten, Japan und die Bundesrepublik Deutsch-

land. Dieser Vorschlag wurde zunächst von der OECD gemacht, später - vor allem

beim Gipfel 1977 - propagierte auch die amerikanische Regierung die Lokomoti-

ven-Strategie immer stärker. Der Vorschlag war auch ein wichtiger Tagesord-

nungspunkt des Bonner Wirtschaftsgipfels im Juli 1978.

Antworten der Wirtschaftspolitik in den siebziger Jahren

14. Die damals propagierte Lokomotiven-Strategie war ein an der Nachfrage orien-

tiertes Konzept. Globale staatliche Expansionsprogramme und eine forcierte Geld-

mengenexpansion sollten einen kräftigen und nachhaltigen Aufschwung herbeifüh-

ren. Gefahren für die Preisniveaustabilität sah man angesichts der hohen Unter-

auslastung der Kapazitäten kaum. Die Erfolgschancen des Konzepts - wie auch die
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möglichen Gefahren - wurden 1977/78 sehr unterschiedlich eingeschätzt. So lehnte

man es zum Beispiel in der Bundesrepublik Deutschland lange Zeit ab, dieser Stra-

tegie zu folgen.

15. Die Erkenntnis, daß die Inflation schädlich sei, war aber auch bei den Gipfeln

1977 und 1978 durchaus vorhanden: "Inflation verringert die Arbeitslosigkeit nicht.

Im Gegenteil, sie ist eine ihrer Hauptursachen" (1). Doch der Kampf gegen die ho-

he Arbeitslosigkeit und gegen das nur langsame Tempo des Aufschwungs gewann

um so mehr an Priorität, je mehr die Inflationsraten zurückgingen. So wurde 1977

erklärt, daß man den Erfolg der Wirtschaftspolitik eines Landes daran messen

werde, ob es die gesetzten Wachstumsziele erreicht. Da die Vorgaben offenbar

nicht ganz eingehalten wurden, enthielt das Kommunique des Bonner Wirtschafts-

gipfels 1978 zum Teil sehr konkrete Maßnahmen zur Stimulierung der gesamtwirt-

schaftlichen Nachfrage in mehreren Ländern ("Aktionsprogramm"). Auch die deut-

sche Regierung gab ihre ablehnende Haltung auf und kündigte an, einen "Beitrag

zur Abwehr der weltweiten Störungen des wirtschaftlichen Gleichgewichts" (2) zu

leisten und die Staatsausgaben deutlich zu erhöhen. Das obligatorische Bekenntnis

zur Inflationsbekämpfung fehlte zwar auch in dieser Erklärung nicht; da jedoch die

Inflationsraten bis Mitte 1978 weiter zurückgegangen waren, wurde stärker als

früher betont, daß man die Arbeitslosigkeit bekämpfen wolle. Der Expansionspolitik

der Jahre 1977/78 folgten ein weltweiter Boom und - einhergehend mit einer Explo-

sion der Erdölpreise - eine allgemeine Beschleunigung der Inflation. Als dies

eingetreten war, wechselten die Prioritäten sehr rasch: Im Juni 1979 sprach man

daher von einer "neuen Herausforderung" (3), und in der Zeit danach schwenkten

die meisten Notenbanken und Regierungen auf einen Restriktionskurs ein. 1980

(Wirtschaftsgipfel in Venedig) gab man der Inflationsbekämpfung endgültig "höch-

ste Priorität". Die Weltwirtschaftsgipfel in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre

bestätigen somit - soweit die Formulierungen über Lippenbekenntnisse bezüglich

der "immer geltenden" Ziele der Wirtschaftspolitik hinausgehen(4) - , daß die Maß-

nahmen der Geld- und Finanzpolitik generell darauf ausgerichtet waren, die jeweils

größte Zielverfehlung zu bekämpfen.

(1) "Erklärung der Gipfelkonferenz von London". In: Deutsche Bundesbank, Aus-
züge aus Presseartikeln, Nr. 29, 13. Mai 1977, S. 3.

(2) "Bonner Wirtschaftsgipfel". In: Deutsche Bundesbank, Auszüge aus Presse-
artikeln, Nr. 56, 20. Juli 1978, S. 1.

(3) "Gemeinsame Abschlußerklärung der Staats- und Regierungschefs vom Wirt-
schaftsgipfel am 29. Juni in Tokio". In: Deutsche Bundesbank, Auszüge aus
Presseartikeln, Nr. 47, 3. Juli 1979, S. 3.

(4) Das Bekenntnis zum Freihandel fehlt in keinem Kommunique, die Realität sieht
freilich anders aus: Der Protektionismus hat laufend zugenommen.
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Wirtschaftspolitische Reaktionen 1984/85

16. Im Unterschied zu 1977 und 1978 gibt es heute nur wenige, die das Rezept

einer forcierten Expansionspolitik propagieren, obwohl sich die Arbeitsmarktlage in

vielen Ländern nachhaltig verschlechtert hat. Vor allem werden die Inflationsge-

fahren, die eine solche Politik mit sich brächte, immer wieder betont, und dies

auch gegenwärtig, obwohl die Inflationsraten deutlich niedriger sind als 1977/78.

Die Geldpolitik der letzten fünf Jahre, die nach "Zwischenspurts" immer wieder auf

einen moderaten Kurs zurückschaltete, macht deutlich, daß man dem Stabilisie-

rungsziel weiterhin hohe Priorität einräumt. Insofern hat die Bekämpfung der Ar-

beitslosigkeit mit nachfragepolitischen Mitteln nicht den Stellenwert erhalten, der

nach dem "policy regime" der siebziger Jahre zu erwarten gewesen wäre.

17. In der Finanzpolitik verfolgen die einzelnen Industrieländer jedoch deutlich

voneinander abweichende Strategien. Insbesondere zwischen den Vereinigten Staa-

ten und den meisten westeuropäischen Ländern gibt es beträchtliche Differenzen.

So ist die amerikanische Regierung mit ihrer Finanzpolitik dezidiert darum bemüht,

die privaten Investitionen und damit Produktivität und Wachstum zu fördern, indem

sie die Steuern senkte und die Abschreibungsmöglichkeiten drastisch verbesserte.

In die gleiche Richtung wirkt eine Lohnpolitik der Tarifpartner, die über niedrige

und differenzierte Lohnabschlüsse nicht nur die Unternehmensgewinne begünstigt,

sondern auch für steigende Beschäftigung und damit für bessere Absatzaussichten

sorgt. Überdies sind auf vielen Märkten Regulierungen abgebaut worden, insbeson-

dere auf den Finanzmärkten und im Verkehrsbereich; andere Sektoren sollen fol-

gen, wie beispielsweise die Landwirtschaft, deren Subventionen man kürzen will.

Allerdings hat die amerikanische Regierung in einigen Fällen protektionistischen

Begehren nachgegeben, da einige Industrien im Gefolge der starken Dollaraufwer-

tung und der sich damit verschärfenden Auslandskonkurrenz in ihrer Existenz

bedroht wurden.

18. Demgegenüber haben die meisten Regierungen in Westeuropa und Japan ihr

Augenmerk in der Finanzpolitik vor allem darauf gerichtet, die öffentlichen Haus-

halte zu sanieren, und zwar sowohl über höhere Steuern als auch durch geringere

Ausgabensteigerungen. Nur in wenigen Fällen sind indes Subventionen und Trans-

ferzahlungen gekürzt worden. Man hat sogar neue Hilfen eingeführt für Bereiche,

die staatliche Stellen für besonders zukunftsträchtig halten. Auf dem Agrarmarkt

scheint ein weiteres Abdriften in bürokratische und ineffiziente Lenkungssysteme
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unabwendbar zu sein. Zu dieser generellen Linie paßt in den meisten europäischen

Ländern auch die Lohnpolitik der Tarifvertragsparteien, die traditionelle Lohn-

niveaus und Lohnstrukturen so weit wie möglich verteidigen wollen.

19. Auf den Gipfelkonferenzen der letzten Jahre standen sich die insgesamt dyna-

mische, auf Wachstumsförderung ausgerichtete Politik der Vereinigten Staaten und

die eher statische, auf Konsolidierung bedachte Politik in Westeuropa und Japan

gegenüber. Dabei entzündete sich die Kritik der Europäer immer wieder an den

hohen amerikanischen Zinsen, die dazu führten, daß dem alten Kontinent Kapital

entzogen wurde. Zwar erkannte und begrüßte man die Rolle der Vereinigten Staa-

ten als Lokomotive in der Weltwirtschaft, andererseits hätte man ihr aber gern das

in Westeuropa verfügbare Finanzkapital vorenthalten. Anders als in den siebziger

Jahren, als hohen öffentlichen Defiziten zur Nachfragestimulierung auf Gipfelkon-

ferenzen offen das Wort geredet wurde, hätte man heute lieber eine Lokomotive

ohne öffentliche Defizite. Sicherlich tragen die hohen Haushaltsdefizite des ame-

rikanischen Staates zu den hohen Zinsen bei. Nach aller Erfahrung sind aber De-

fizite für sich genommen der Reputation einer Währung nicht gerade zuträglich. Es

müssen mithin günstige Steuer- und lohnpolitische Bedingungen sein, die die Inve-

storen in den Vereinigten Staaten mit hohen Zinsen so gut leben lassen und die

Attraktivität von Anlagen in den Vereinigten Staaten ausmachen. Bislang tun sich

die meisten europäischen Regierungen außerordentlich schwer, solche attraktiven

Bedingungen in ihren eigenen Volkswirtschaften herzustellen.

Unterschiedliche Orientierung in der Finanzpolitik

20. Zwischen den einzelnen Ländern gehen die Meinungen darüber, wie die Finanz-

politik zur Behebung der wirtschaftlichen Schwächen beitragen kann, stark aus-

einander. Zwar stimmt man allgemein darin überein, daß der Staat inzwischen zu

viele Ressourcen entweder unmittelbar selbst beansprucht oder die private Res-

sourcenverwendung zu intensiv beeinflußt. Diese Erkenntnis läßt sich aber offen-

sichtlich nur schwer in politisches Handeln umsetzen: Der Staatsanteil, das heißt

der Anteil der Staatsausgaben für Güter und Dienste, Transfers, Subventionen

und Zinsen am nominalen Bruttosozialprodukt, erreichte Anfang der achtziger Jahre

neue Rekordmarken (Tabelle 2). Besonders rasant ist er in Italien (auf nahezu 60

vH) angestiegen. Im Durchschnitt liegt er. in Westeuropa bei etwas über 50 vH,

nachdem er Anfang der siebziger Jahre noch deutlich weniger als 40 vH betragen

hatte. Im internationalen Vergleich stehen die Vereinigten Staaten und Japan nach
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Tabelle 2 - Ausgaben, Einnahmen und Haushaltsdefizite des Staates(a)

Land 1971 1976 1979 1980 1981 1982 1983 1984(b) 1985(b)

Vereinigte Staaten

Japan

Bundesrepublik
Deutschland

Frankreich

Vereinigtes
Königreich

Italien

EG-Länder

Vereinigte Staaten

Japan

Bundesrepublik
Deutschland

Frankreich

Vereinigtes
Königreich

Italien

EG-Länder

Vereinigte Staaten

Japan

Bundesrepublik
Deutschland

Frankreich

Vereinigtes
Königreich

Italien

EG-Länder

32,2

20,8

40,1

38,3

38,2

36,6

38,8

28,9

21,6

39,4

38,3

38,4

31,1

38,2

-1,9

-0,2

-0,2

+0,7

+1,4

-5,2

-0,6

34,5

27,9

48,0

44,0

45,8

42,2

45,5

30,6

23,6

44,0

42,5

39,6

32,9

41,4

-2,2

-2,0

-3,5

-0,5

-4,9

-9,0

-4,1

Ausgaben (Staatsquote)

33,0 35,0 35,3 37,6 37,8 36,4 37,5

31,6 32,4 34,5 34,5 35,2 35,2 35,0

47,6 48,3 49,3 49,4 48,7 48,0 47,0

45,5 46,4 49,2 50,7 51,5 52,5 51,5

43.2 45,4 48,0 47,4 47,7 47,3 45,5

45.5 46,1 51,2 53,7 56,1 57,0 56,5

46.3 47,4 49,8 51,1 51,6 51,7 50,5

Einnahmen (Abgabequote)

31.6 31,8 32,4 31,7 31,2 31,0 31,5

26.6 28,0 29,4 30,2 30,9 31,0 31,0

44.3 44,6 44,7 45,3 45,2 45,5 45,5

43.7 45,5 46,1 46,9 46,8 47,6 46,5

38,7 40,5 42,5 43,7 42,9 42,9 42,0

35,7 37,8 39,3 41,5 44,8 44,1 45,0

42.4 43,6 44,5 45,7 46,3 46,4 46,0

Haushaltsde fiz ite/-überSchüsse

+0,6 -1,2 -0,9 -3,8 -4,1 -3,2 -3,5

-4,8 -4,5 -4,0 -3,4 -3,3 -2,2 -1,0

-2,7 -3,1 -3,8 -3,4 -2,7 -1,7 -1,0

-0,7 +0,2 -1,8 -2,5 -3,4 -3,5 -4,0

-3,2 -3,8 -3,1 -2,4 -3,3 -3,1 -3,0

-9,5 -8,0 -11,9 -12,7 -11,8 -13,5 -13,0

-3,9 -3,8 -5,3 -5,4 -5,4 -5,3 -4,5

(a)In vH des nominalen Bruttosozialprodukts. - (b)Geschätzt.

Quelle: OECD, Economic Outlook, lfd. Jgg . ; EG, Jahreswirtschaftsbericht 1984-1985.
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wie vor günstiger da. Aber auch in diesen Ländern ist die Staatsquote Anfang der

achtziger Jahre weiter spürbar gestiegen; in den Vereinigten Staaten ist das sogar

stärker als in vielen anderen Ländern der Fall, obwohl hier die Ausgaben im Zu-

sammenhang mit der Arbeitslosigkeit im Zuge des starken wirtschaftlichen Auf-

schwungs zurückgegangen sind.

21. Gegensätzlich sind die Positionen vor allem in der Frage, wie rasch die Be-

lastung mit Steuern und Abgaben verringert werden soll. Die Regierungen in West-

europa und Japan handeln zumeist nach der Devise, die Steuersätze solange hoch

zu halten, bis die Defizite spürbar geschrumpft sind. So erreichte die durch-

schnittliche Abgabenquote in Westeuropa 1984 mit rund 46 vH einen neuen Höchst-

stand. Offensichtlich überwiegt bei den Wirtschaftspolitikern die Ansicht, daß die

Defizite über das "crowding-out" auf den Finanzmärkten die private Initiative

stärker belasten als hohe Steuern. Überdies wird darauf hingewiesen, daß nach

den hohen öffentlichen Konsumausgaben in den siebziger Jahren hohe Steuern un-

abweisbar sind und daß nur so ein Steuersenkungsspielraum für die Zukunft ge-

schaffen werden kann.

22. Dagegen handelt die amerikanische Regierung nach der Devise, daß es zuerst

darauf ankomme, die wirtschaftliche Aktivität durch Steuersenkungen anzuregen,

auch wenn die Ausgaben nicht gleichzeitig entsprechend gesenkt werden können

und deshalb ein hohes Haushaltsdefizit entsteht. Um die Leistungsbereitschaft zu

fördern, sind vor allem die direkten Steuern gesenkt worden. Zur Entlastung der

Unternehmen sind aber auch die Abschreibungsmöglichkeiten deutlich verbessert

worden. Zwar sind gleichzeitig, wie in den anderen Ländern, die Beitragssätze zur

Sozialversicherung angehoben worden; insgesamt lag die Abgabenquote 1984 mit

31 vH spürbar niedriger als 1982 (32,4 vH). Parallel dazu ist indessen das Haus-

haltsdefizit gestiegen, nachdem 1979 noch ein Überschuß verzeichnet worden war.

Nach wie vor liegt aber die Defizitquote in Westeuropa mit durchschnittlich etwa

5 vH ein gutes Stück höher.

23. Mit den Steuersenkungen stellte die amerikanische Regierung zweifellos die

Weichen für mehr Wachstum und Beschäftigung. Die Finanzpolitik hat indes auch

interventionistische Züge, und zwar in Gestalt der drastischen Verkürzung der

Abschreibungsfristen, beispielsweise bei Ausrüstungsgütern von 10 bis 15 Jahren

auf 3 bis 5 Jahre. Damit wollte der Gesetzgeber gezielt die Kapitalbildung fördern

und die Produktivitätsschwäche der siebziger Jahre überwinden. Mit den stark
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verbesserten Absetzungsmöglichkeiten sollte auch der Besteuerung von Scheinge-

winnen entgegengewirkt werden, die angesichts der Vorschrift, daß nur von An-

schaffungswerten abgeschrieben werden darf, bei hohen Inflationsraten gravierend

sein kann. Tatsächlich gingen die Inflationsraten aber schneller zurück, als es bei

der Festlegung der neuen Abschreibungsregelungen erwartet worden war. Somit

sind die steuerlichen Abschreibungsfristen seit 1981 in aller Regel weit kürzer als

die wirtschaftliche Nutzungsdauer. Dies hat für die amerikanischen Unternehmen

zur Folge, daß ihre Kapitalkosten nach Steuern trotz der hohen Nominalzinsen

kaum höher sind als 1980, als die Realzinsen noch recht niedrig lagen. Dieses

System führt per saldo dazu, daß der Staat den Faktorpreis für Kapital herunter-

subventioniert und damit eine starke Nachfrage nach in- und ausländischem Kapital

auslöst. Gleichzeitig können sich die Kapitalgeber einer hohen Rendite erfreuen,

wodurch ein starker internationaler Kapitalzufluß und ein hoher Dollarkurs her-

vorgerufen werden.

24. Ob eine solche Politik zu dem Ziel führt, einen dauerhaft rentablen Kapital-

stock zu bilden, muß nach aller Erfahrung bezweifelt werden. Möglicherweise wird

heute mit staatlicher Hilfe in Bereiche investiert, die auf Dauer keine hohe Rendite

erwirtschaften werden. Die jüngsten Steuerreformpläne der amerikanischen Regie-

rung lassen erkennen, daß man sich dieses Problems bewußt ist. So sollen die Ab-

schreibungsmöglichkeiten wieder eingeschränkt und dafür die Steuersätze auf das

Einkommen radikal gesenkt werden. Erst ein solches Steuersystem stellt ordnungs-

politisch die richtigen Weichen, wenn der Staat nicht mehr gezielt auf die Zeitprä-

ferenz, das heißt die Aufteilung in konsumtive und investive Verwendung der Res-

sourcen, Einfluß nimmt. Eine solche Umstrukturierung wird möglicherweise den In-

vestitionsboom bremsen, sie wird aber vermutlich auch Zinssenkungen begünstigen.

Unterschiedliche Flexibilität der Lohnpolitik

25. Nichts verdeutlicht die unterschiedliche wirtschaftliche Dynamik diesseits und

jenseits des Atlantiks so sehr wie die Beschäftigungsentwicklung. Während in West-

europa der Rückgang der Beschäftigung allenfalls zum Stillstand kam, nahm diese

in den Vereinigten Staaten überaus stark zu, und zwar um nicht weniger als 7 vH

seit Beginn des Aufschwungs. Die unterschiedliche Fähigkeit, neue Arbeitsplätze

zu schaffen, ist nicht allein Reflex unterschiedlich starker Aufschwungskräfte, die

ihren Ursprung in geld- und finanzpolitischen Impulsen haben mögen, sie hat viel-

mehr auch ihre Wurzeln in einer deutlich voneinander abweichenden Arbeitsmarkt-
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Verfassung, die hier Hindernis und dort Motor der wirtschaftlichen Besserung ist.

26. Die vergleichsweise günstige Beschäftigungsentwicklung in den Vereinigten

Staaten hat drei wesentliche arbeitsmarktspezifische Ursachen: einen über längere

Zeit geringeren gesamtwirtschaftlichen Reallohnanstieg, eine stärkere Lohndif-

ferenzierung und geringere staatlich auferlegte Rigiditäten. Zu diesen Verhält-

nissen auf dem amerikanischen Arbeitsmarkt hat beigetragen, daß das Bevölke-

rungswachstum und damit der Angebotsdruck traditionell sehr groß war, während

in Westeuropa in den sechziger Jahren Arbeitskräfte knapp wurden. Unabhängig

davon war die Neigung in Westeuropa, Märkte durch staatliche Regulierungen und

korporative Verbindungen einzuengen, von jeher weit stärker ausgeprägt als jen-

seits des Atlantiks. Aus dieser Konstellation folgte in Westeuropa in den siebziger

Jahren ein kräftiger Anstieg der Arbeitskosten, der verstärkte Bemühungen nach

sich zog, Arbeit als Produktionsfaktor zu substituieren.

27. In den letzten Jahren sind die europäischen Reallöhne in nationaler Währung

nicht mehr stärker gestiegen als in den Vereinigten Staaten (Tabelle 3). Als Folge

Tabelle 3 - Reallohnentwicklung und Beschäftigung in wichtigen Ländern

1971-1984(a)

1971-75 1976-80 1981-84 1971-75 1976-80 1981-84

Vereinigte Staaten

Japan

EG-Länder
insgesamt

Bundesrepublik
Deutschland

Frankreich

Vereinigtes
Königreich

Italien

1'1

8,4

4,6

4,1

5,3

4,1

5,2

Reallohn(b)

0,9

3,7

2,2

2,7

3,5

-0,2

2,3

1,3

2,8

1,2

0,7

1,4

1,9

1,3

Beschäftigung

1,0

0,4

0,1

-0,6

0,4

0,4

0,3

3,0

1,1

0,4

0,4

0,4

0,1

0,8

0,9

1,1

-0,8

-1,0

-0,5

-1,3

0,2

(a)Durchschnittliche jährliche Veränderung (vH) in der Gesamtwirtschaft. - (b)No-
minallohn je Beschäftigten, korrigiert um den gesamtwirtschaftlichen Preisanstieg.

Quelle: EG, Jahreswirtschaftsbericht 1984-1985.
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der starken Dollaraufwertung sind die europäischen Löhne relativ zu den ameri-

kanischen sogar spürbar gefallen, mit der Folge, daß die Arbeitsplätze in den eu-

ropäischen Industrien, die mit dem Ausland konkurrieren, wettbewerbsfähiger ge-

worden sind. Das gleiche gilt aber auch für die anderen inländischen Produktions-

faktoren in Westeuropa, so daß sich aus der Dollaraufwertung keine Tendenz ab-

leitet, zukünftig arbeitsintensiver zu produzieren. Als Folge der Abwertung der

europäischen Währungen wird ein Mehreinsatz aller Produktionsfaktoren in den au-

ßenhandelsintensiven Bereichen lohnender. In welchem Umfang dies geschieht,

hängt freilich davon ab, wie stark man auf Dauer den Dollar und die Marktent-

wicklung im Dollarraum einschätzt und welche Lohnpolitik zukünftig für wahr-

scheinlich gehalten wird. In den binnenwirtschaftlich orientierten Branchen bringt

die Dollaraufwertung die Arbeitsplätze bei unveränderter Lohnpolitik sogar in Ge-

fahr, weil sich die Preise importierter Vorleistungen in aller Regel verteuern, die

Uberwälzungsspielräume bei einer ohnehin schwachen Inlandskonjunktur aber be-

grenzt sind. Zur Sicherung der Arbeitsplätze müßten die Löhne in diesen Berei-

chen relativ sinken. Dazu kommt es jedoch dann nicht, wenn sich die Lohnpolitik

branchenübergreifend an der Situation, der florierenden Exportindustrien orientiert.

28. Belastet werden die Beschäftigungsaussichten in Westeuropa weiterhin dadurch,

daß die Löhne der jeweiligen Lage in den einzelnen Branchen und Regionen nach

wie vor nur unzureichend angepaßt werden und vielfältige gesetzliche Auflagen die

beschäftigungspolitische Flexibilität der Unternehmen einengen. Zwar sind in ei-

nigen Fällen überzogene Arbeitsschutzbestimmungen gelockert worden; gleichzeitig

würden aber auch neue Hindernisse errichtet, indem beispielsweise kollektive Ar-

beitszeitverkürzungen mit weitgehendem Lohnausgleich vereinbart wurden, die den

Faktor Arbeit verteuern. >

29. Dagegen hat die Flexibilität auf dem amerikanischen Arbeitsmarkt in den letzten

Jahren noch weiter zugenommen:

- In wichtigen Branchen wurden die Löhne mit Zustimmung der Arbeitnehmerver-

treter zumindest zeitweilig gesenkt, um Entlassungen zu vermeiden. In einigen

Fällen wurden Lohnzugeständnisse mit einer Gewinnbeteiligung der Arbeitnehmer

kombiniert •

- Die Lohnabschlüsse gehen von Branche zu Branche noch stärker auseinander als

zuvor; diese Entwicklung entspricht der stärkeren Differenzierung der wirt-

schaftlichen Lage.
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- In vielen Tarifverträgen ist ein Ausgleich für mögliche Preisniveausteigerungen

nicht mehr vereinbart worden.

All dies signalisiert, daß Arbeitnehmer, Gewerkschaften und Unternehmer in den

Vereinigten Staaten stärker an sicheren und wachsenden Beschäftigungsmöglich-

keiten als an fest vereinbarten Reallöhnen interessiert sind.

Internationale Parallelität der Geldpolitik

30. Während die einzelnen Länder in der Finanz- und Lohnpolitik ihre nationale

Eigenständigkeit demonstrieren, zeigt sich in der Geldpolitik ein hohes Maß an Pa-

rallelität. Seitdem sich der Dollar an den internationalen Devisenmärkten so stark

aufwertet, wird die internationale Geldpolitik de facto von der amerikanischen No-

tenbank dominiert. Diese Konstellation ist teilweise durch das Fed selbst her-

beigeführt worden, indem es mit einer zeitweise scharf restriktiven Politik die In-

flation unter Kontrolle brachte. Der starke Dollar reflektiert aber auch die erhöhte

Angebotsdynamik in der amerikanischen Wirtschaft.

31. Im Jahr 1984 wurde international eine relativ enge Geldpolitik betrieben. Die

wichtigsten Notenbanken haben angekündigt, in den nächsten Jahren grundsätzlich

auf Stabilisierungskurs zu bleiben. Die Herausforderungen indes, davon abzuwei-

chen, sind beträchtlich:

- Die Anpassung an niedrige Inflationsraten ist in den meisten Ländern noch nicht

abgeschlossen. Es sind erhebliche Umstrukturierungen in den Volkswirtschaften

nötig, um die Verwerfungen, die der Inflationsprozeß mit sich gebracht hat, zu

korrigieren. Besonders deutlich zeigt sich dies fast überall in der Bauwirtschaft,

die von der Inflationsbeschleunigung der siebziger Jahre profitierte. Bei dau-

erhaft niedrigen Inflationsraten muß dieser Sektor zwangsläufig schrumpfen.

Subventionen, wie sie in fast allen Industrieländern immer wieder gewährt wer-

den, verlängern diesen Prozeß unnötig, aufhalten können sie ihn nicht. Werden

sie dennoch gewährt, untergraben sie die Glaubwürdigkeit des stabilitätsorien-

tierten Kurses.

- Die Verschuldung der öffentlichen Haushalte nimmt nach wie vor in hohem Tempo

zu. Hohe Arbeitslosigkeit und nur schwache Zuwachsraten des Sozialprodukts

lassen die staatlichen Einnahmen nur mäßig steigen. Vor Einschnitten bei den

Ausgaben schrecken die meisten Regierungen nach wie vor zurück. Vor allem die

Probleme; der Sozialversicherung spitzen sich in allen Ländern zu. Angesichts der
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hohen Arbeitslosigkeit, die ohnehin bei vielen Gruppen zu Einkommensverlusten

führt, will man offenbar vermeiden, auch noch Transfers und Subventionen zu

kürzen. Aber solche Maßnahmen wären nötig, soll der Konsolidierungskurs

glaubhaft sein und soll eine der wichtigsten Ursachen für immer noch hohe In-

flationserwartungen beseitigt werden.

- Die Probleme der internationalen Verschuldung sind zuletzt etwas in den Hin-

tergrund getreten, weil die Industrieländer ihre Importe aus den Entwicklungs-

ländern kräftig erhöht haben und die Zinsen auf den internationalen Finanz-

märkten im zweiten Halbjahr 1984 sogar wieder sanken. Dadurch wurde verdeckt,

daß die eigentliche Verschuldungskrise keineswegs gelöst ist, sondern jederzeit

wieder verschärft auftreten kann, wenn die Entwicklung in der Weltwirtschaft

weniger günstig verläuft. Damit die Weltmärkte weiterhin kräftig expandieren,

könnten die verantwortlichen Wirtschaftspolitiker der Industrieländer versucht

sein, die Nachfrage mit geld- und finanzpolitischen Maßnahmen immer wieder an-

zuregen. Dabei würde jedoch vernachlässigt,' daß vor allem interne Anstrengun-

gen der Entwicklungsländer und mehr Freihandel die Probleme mildern können.

Neue Weichenstellungen auf dem Wirtschaftsgipfel?

32. Die jährlich stattfindenden Wirtschaftsgipfel geben den Regierungen der füh-

renden Industrieländer Gelegenheit, die weltwirtschaftlichen Trends zu diskutieren.

Dabei werden notwendigerweise auch die wirtschaftspolitischen Weichenstellungen in

den einzelnen Ländern analysiert, und zwar insbesondere hinsichtlich ihrer Rück-

wirkungen auf die Weltwirtschaft.

33. Bei der Lagebeurteilung wird im Frühjahr 1985 manch günstige Entwicklung in

der Weltwirtschaft zu diagnostizieren sein: Die Produktion steigt weiter an, die

Beschäftigung hat den Tiefpunkt insgesamt durchschritten, die Inflationsraten sind

deutlich geringer geworden, die internationalen Verschuldungsprobleme haben sich

etwas entschärft. Die Teilnehmer an der Gipfelkonferenz werden aber auch unbe-

friedigende Entwicklungen zu konstatieren haben, die bei vielen ein Nichtstun wohl

wenig opportun erscheinen lassen. Mit Unbehagen dürfte man vor allem das starke

internationale Gefälle im Erholungsprozeß betrachten, und dabei insbesondere die

Aussicht, daß die Arbeitslosigkeit in den meisten westeuropäischen Ländern weiter

steigt. In diesem Zusammenhang werden die starken Wechselkursänderungen und
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die weltweit hohen Zinsen von den meisten Ländern als Belastung empfunden. Wie

in den letzten Jahren dürfte dies eine engagierte Debatte darüber auslösen, wer

dafür verantwortlich ist und wer deshalb seine Politik in welcher Richtung ändern

sollte.

34. Wollen die Regierungen auf der nächsten Gipfelkonferenz in Bonn die Weichen

für eine dauerhafte wirtschaftliche Besserung stellen, so sollten sie die im letzten

Jahrzehnt erneut bestätigten Erfahrungen beachten, daß

- die Inflationsrate dann nicht auf Dauer niedrig gehalten werden kann, wenn die

Geldmengenexpansion nachhaltig über das Potentialwachstum hinausgeht;

- das Wirtschaftswachstum letztendlich geringer ausfällt, wenn die Privatinitiative

durch staatliche Interventionen immer stärker zurückgedrängt wird;

- die Arbeitslosigkeit steigt, wenn die Löhne über längere Zeit höher sind, als es

der Rentabilität des Faktors Arbeit im Produktionsprozeß entspricht;

- Wachstum und Beschäftigung in allen Ländern Schaden nehmen, wenn der Waren-

und Kapitalverkehr behindert wird, so daß sich das bessere Angebot interna-

tional nicht durchsetzen kann und nicht dort produziert wird, wo die relativ

höchste Rendite erwirtschaftet werden kann.

35. Um diese Erfahrungen wirtschaftspolitisch in den einzelnen Ländern umzuset-

zen, kann eine Veranstaltung wie der kommende Wirtschaftsgipfel durchaus hilf-

reich sein. Schon die Erinnerung an den Gipfel von 1978 am gleichen Ort dürfte

die Sensibilität gegenüber einer expansiv ausgerichteten Nachfragepolitik schärfen,

führte doch die damals vereinbarte Lokomotiven-Strategie letztlich sowohl zu mehr

Inflation als auch zu mehr Arbeitslosigkeit. Auch werden sich die westeuropäischen

Regierungen, die eine lange Tradition in interventionistischer Politik haben, den

Argumenten insbesondere der Amerikaner, die mit einer stärker marktwirtschaftlich

orientierten Strategie bessere wirtschaftliche Ergebnisse vorzuweisen haben, kaum

verschließen können.

36. Eine besondere Herausforderung wird auf dem kommenden Gipfel die hohe Be-

wertung des Dollars sein. Da für diese Entwicklung in erster Linie realwirt-

schaftliche Gründe ausschlaggebend sind, wäre es wünschenswert, daß sich die

Regierungen darauf einigen, auf den Devisenmärkten nicht zu intervenieren und

die Notenbanken nicht auf einen stabilitätspolitisch gefährlichen Pfad zu drängen.

Mit geldpolitischen Interventionen kann der Wechselkurs letztlich nur dann nach-
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haltig beeinflußt werden, wenn die Notenbanken eine Kehrtwende in ihrer natio-

nalen Preisentwicklung herbeiführen würden. So könnte der Dollar wohl mit Sicher-

heit unter Abwertungsdruck gesetzt werden, wenn entweder das Fed die amerika-

nische Geldmenge über längere Zeit beschleunigt und damit inflationsträchtig

ausweiten würde oder europäische Notenbanken einen deflationären Kurs steuerten.

Dies aber kann nicht im Interesse irgendeines Landes liegen, zumal dann erst

recht die Gefahr von währungspolitischen Turbulenzen bestünde.

Der gegenwärtig hohe Dollarkurs ist keineswegs funktionslos; er ist das Korrektiv

der ansonsten allzu starren Preise auf den europäischen Arbeits- und Gütermärk-

ten. Dabei kommt es sicherlich zu einem "Überschießen" der Wechselkurse, weil

aktuelle Trends extrapoliert werden. Erst diese als "ungleichgewichtig" einge-

schätzten Wechselkurse bringen aber jene Anpassungen auf den bisher inflexiblen

Märkten in Gang, die die realen Ursachen der Wechselkursänderungen korrigieren.

Erst wenn einmal eine größere Flexibilität auf allen Märkten vorherrscht, werden

wahrscheinlich auch die Wechselkurse stabiler.

37. Ihrer Aufgabe, die innere Stabilität ihrer Währungen zu wahren, werden die

Notenbanken am besten dadurch gerecht, daß sie die Geldmenge entsprechend den

realen Wachstumsmöglichkeiten ihrer Volkswirtschaft ausweiten. Wie rasch man bei

noch hoher Inflation die Geldmengenexpansion verringern kann, ohne gravierende

Beschäftigungsprobleme zu riskieren, hängt von der Flexibilität des Preis- und

Lohnverhaltens und dabei letztlich von der Glaubwürdigkeit des Stabilisierungs-

kurses selbst ab. In dieser Hinsicht sind die Verhältnisse von Land zu Land un-

terschiedlich, so daß sich eine international gültige Norm für die Geldpolitik nicht

festlegen läßt. Um die Gefahr von Friktionen aber möglichst klein zu halten, soll-

ten die Notenbanken die Geldmengenexpansion stufenweise verringern und diesen

Kurs nach vorheriger Ankündigung stetig durchhalten.

38. Um mehr Beschäftigung und Wachstum herbeizuführen, sollten sich die Teil-

nehmer an der Gipfelkonferenz darin bestärken, die Steuerlast ihrer Bürger zu

verringern, damit sich Leistung wieder mehr als bisher lohnt. Parallel dazu gilt

es, auf allen Märkten den Preismechanismus zu stärken, indem staatliche und kor-

porative Regulierungen abgebaut werden, die überall erhebliche Fehlallokationen

bewirkt haben. Ein wichtiges Feld für Deregulierungen ist in Westeuropa der Ar-

beitsmarkt mit seinen vielfach überzogenen Schutzbestimmungen und Mindestlohnre-

gulierungen sowie der Dienstleistungssektor, in dem Preise und Marktzugang glei-

chermaßen behördlich bestimmt oder zumindest überwacht werden. In der Agrarpo-
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litik sollten die Regierungen vorhandene Quotenregelungen abbauen, statt heue

hinzuzufügen, und dafür verstärkt den Preis als Lenkungsinstrument wirken las-

sen; nur so kann sichergestellt werden, daß die Kapazitäten in den am unwirt-

schaftlichsten arbeitenden Betrieben abgebaut werden.

39. Der Abbau von staatlichen Interventionen kann indes selbst zu einem diri-

gistischen Instrument werden, wenn sich diese Initiativen auf bestimmte Bereiche

beschränken. So ist es ordnungspolitisch bedenklich, mit selektiven Steuerent-

lastungen bestimmte Aktivitäten zu begünstigen. Auch sollten Subventionen am

besten linear gekürzt werden, weil sonst wiederum entschieden werden müßte, wel-

che noch am ehesten zu vertreten sind.

40. Der Wirtschaftsgipfel ist kein Forum, formal verbindliche Absprachen darüber

zu treffen, wie einzelne souveräne Länder ihr Steuersystem ausrichten sollen und

wie intensiv der Wettbewerb auf einzelnen Binnenmärkten zu sein hat. Die Regie-

rungen müssen sich indes darüber verständigen, wie sich der internationale Handel

mit Gütern und Kapital vollziehen soll. Dies ist insbesondere ein Problem zwischen

den Handelsblöcken Vereinigte Staaten, Europäische Gemeinschaft und Japan. Zwar

ist jeder für sich auch in außenwirtschaftlichen Fragen souverän, doch berühren

in diesem Bereich Regelungen des einen unmittelbar die Interessen des anderen.

Auf allen bisherigen Wirtschaftsgipfeln haben sich denn auch alle Regierungen zum

Freihandel bekannt. Dies verhinderte indes nicht, daß auch unter den am Gipfel

beteiligten Ländern immer wieder tarifäre und nichttarifäre Handelshemmnisse er-

richtet wurden, wenn bestimmte inländische Bereiche durch die Auslandskonkur-

renz allzu, stark in Bedrängnis gerieten. Gegenwärtig gibt es vor allem in den

Vereinigten Staaten vielfältige protektionistische Begehren, da die starke Dol-

laraufwertung die internationale Wettbewerbsposition vieler amerikanischer Anbieter

entscheidend verschlechtert hat und die Importe aus Japan und Westeuropa massiv

zugenommen haben. In dieser Situation ist es besonders erfreulich, daß die ame-

rikanische Regierung solchen Bestrebungen nicht nur entgegentritt, sondern vor-

handene Handelsbeschränkungen - wie beispielsweise die Selbstbeschränkungen für

japanische Autoimporte - und Subventionen im Agrarbereich sogar abbauen will.

Die anderen Länder - und zwar nicht nur jene, die am Wirtschaftsgipfel beteiligt

sind - sollten sich dieser Initiative anschließen und ihrerseits Regulierungen ab-

bauen.
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BUNDESREPULIK DEUTSCHLAND: KRÄFTIGER EXPORT - SCHWACHE BINNEN-

KONJUNKTUR

41. Im zweiten Halbjahr 1984 ist die Produktion in der Bundesrepublik Deutschland

zügig ausgeweitet worden. Das reale Sozialprodukt lag Ende 1984 rund 3 vH über

dem Vorjahrsniveau. Anfang 1985 sind jedoch vielfach Zweifel an der Fortsetzung

dieses Trends aufgekommen. Dazu hat insbesondere der markante Anstieg der Zahl

der Arbeitslosen, der nur zum Teil mit dem Wintereinbruch erklärt werden kann,

beigetragen. Aber auch die erneuten Finanzierungsprobleme der Rentenversiche-

rung und die Ungewißheit über die Abgasregelung für Automobile haben zu einer

Verunsicherung von Konsumenten und Investoren geführt.

Die Beurteilung der wirtschaftlichen Situation im Frühjahr 1985 wird dadurch er-

schwert, daß die Lage nach Branchen, Regionen und Unternehmen außerordentlich

differenziert ist: Während die außenwirtschaftlich orientierten Bereiche der

Wirtschaft einen Boom erleben, stecken die binnenwirtschaftlich orientierten Sek-

toren wie z.B. die Bauwirtschaft in der Krise. Während die Arbeitslosenraten im

Südwesten der Bundesrepublik - von einem ohnehin relativ niedrigen Stand - ten-

denziell zurückgegangen sind, hat sich die Arbeitsmarktlage im Norden weiter ver-

schlechtert. Während viele Unternehmen nun schon seit geraumer Zeit erhebliche

Gewinnsteigerungen melden, ist die Zahl der Insolvenzen im Trend weiter gestie-

gen.

42. Die Bundesregierung erwartet eine Fortsetzung der konjunkturellen Besserung.

Sie setzt darauf, daß der Rückgang des Haushaltsdefizits und die niedrige Preis-

steigerungsrate zusammen mit einer Zunahme der Unternehmensgewinne die Basis

für den Aufschwung verbreitern. Beträchtliche Impulse sollen von der Investitions-

tätigkeit der Unternehmen kommen, wobei das Erweiterungsmotiv an Bedeutung

gewinnen soll. Nach der Jahresprojektion der Bundesregierung wird für 1985 mit

einem Anstieg des realen Sozialprodukts um 2,5 vH oder mehr, mit einer Zunahme

der gesamtwirtschaftlichen Kapazitätsauslastung und mit einer leichten Abnahme der

Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt gerechnet.

43. Diese Sicht erscheint uns eher optimistisch, insbesondere was die Steigerung

der Investitionsdynamik und den Rückgang der Arbeitslosigkeit anlangt. Die Zu-

nahme der Unternehmensgewinne, soweit sie im Produktionsbereich entstanden
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sind, basiert vor allem auf Exporterfolgen. Da weiterhin Unsicherheit darüber be-

steht, ob die Aufwertung des Dollars von Bestand sein wird, zögern die Unter-

nehmen vielfach, in neue Exportkapazitäten zu investieren. Zudem bewirkt der

Tarifvertrag über die Arbeitszeitverkürzung in wichtigen Bereichen 1985 einen

erheblichen Kosten druck, da die darin enthaltenen Möglichkeiten zur Flexibili-

sierung der Wochenarbeitszeit nicht so genutzt werden, daß ein nennenswerter

kostensenkender Effekt eintritt. Die Anreize, im Inland die Produktionskapazitäten

zu erweitern, dürften daher sehr gering sein. Investitionen werden vor allem ar-

beitssparender Natur sein. Wenn es dadurch gelingt, den Anstieg der Lohnstück-

kosten im Jahresverlauf niedrig zu halten, so ist dies ein wichtiger Beitrag zur

Erhaltung inländischer Betriebsstätten. Ein Beitrag zur Verbesserung der Be-

schäftigungslage ist es freilich nicht, noch weniger i^t es ein Indiz für ein all-

gemein günstiges Investitionsklima.

44. Das Bemühen, die Lohnkosten zu reduzieren, dürfte auch zu der markanten

Verschlechterung der Arbeitsmarktlage Anfang 1985 beigetragen haben. Strenger

Frost und Schnee reichen als Erklärung für die Zunahme der Arbeitslosenzahlen

nicht aus, denn der Anteil der durch Winterwetter beeinträchtigten Berufe ist

trendmäßig gesunken und in der Bauwirtschaft gab es zu Jahresbeginn auch ohne

diesen Witterungseinfluß einen erheblichen Druck, Beschäftigung abzubauen. Die

anhaltend ungünstige Arbeitsmarktlage, höhere Zinsen und Anhebungen der Bei-

tragssätze zur Rentenversicherung dürften auch das Konsumklima dämpfen.

Kaum entscheidende Wachstumsimpulse von der Wirtschaftspolitik

45. Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte im finanztechnischen Sinne ist

1984 zwar einen großen Schritt vorangekommen; eine nachhaltige Förderung des

Wirtschaftswachstums dadurch, daß Steuern und Sozialbeiträge vermindert sowie

wachstumshemmende Subventions- und Transferausgaben abgebaut wurden, ist je-

doch nicht erfolgt. Im Gegenteil, mit der jüngsten. Beitragssatzerhöhung bei der

Rentenversicherung, der Erhöhung des Wohngeldes und der Ankündigung neuer

Transferzahlungen und Arbeitsplatzgarantien (Erziehungsgeld) sind Leistungs-

bereitschaft, Unternehmerinitiative und Risikofreude tendenziell eher geschwächt

worden. Wie wenig es der Finanzpolitik nach Einschätzung der Devisenmarktteilneh-

mer gelungen ist, die Produktionsbedingungen im Inland zu verbessern, zeigt sich
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in der anhaltenden Schwäche der D-Mark, die trotz Stabilitätsvorsprung, trotz au-

ßenwirtschaftlicher Überschüsse und trotz verminderter Budgetdefizite zu beob-

achten ist.

46. Die für 1986 und 1988 beschlossene Senkung der Lohn- und Einkommensteuer

geht zwar in die richtige Richtung, doch bleiben die Entlastungen weit hinter dem

zurück, was erforderlich wäre, um die Leistungsanreize spürbar zu erhöhen. Nach

wie vor werden umfangreichere steuerliche Entlastungen von den Erfolgen bei der

Budgetsanierung abhängig gemacht, obwohl eine wirtschaftliche Revitalisierung

gerade voraussetzt, daß die Steuerbelastung verringert wird. Bei der Rentenver-

sicherung hat man beschlossen, sich auf kurzfristige Reparaturmaßnahmen zu be-

schränken und die grundlegende Reform hinauszuschieben. Ein Programm für den

Abbau von Subventionen ist nicht in Sicht. Die Privatisierungsaktion, deren Sinn

nicht darin besteht, staatliche Aktienpakete zu verkaufen, sondern bisher regu-

lierte Bereiche für den Wettbewerb zu öffnen, ist im Streit darüber, welche

Unternehmen privatisiert werden sollen, steckengeblieben. Ein Konzept, welche der

bislang in staatlicher Regie bereitgestellten Güter und Dienste in Zukunft von

privater Seite angeboten werden sollen, gibt es nicht. Rasche Entscheidungen für

eine stärker angebotspolitisch orientierte Politik sind angesichts der gegenwärtigen

Diskussion kaum zu erwarten. Von der Finanzpolitik ist daher 1985/86 wohl nicht

mit entscheidenen Wachstumsimpulsen zu rechnen.

47. Die Bundesbank hat die Geldversorgung insgesamt knapp gehalten, um ange-

sichts der D-Mark-Schwäche zu verhindern, daß Importpreissteigerungen eine

Preis-Lohn-Spirale im Inland in Gang setzen. Sie hat dadurch tendenziell dämpfend

auf den Anstieg der Inlandsausgaben gewirkt. Zusätzlich haben Andeutungen, im

Fall eines stärkeren Kursrückgangs der D-Mark die Leitzinsen zu erhöhen und eine

knappere Geldversorgung einzuleiten, zum Attentismus bei Konsumenten und Inve-

storen beigetragen, da ungünstige Einkommens- und Absatzwirkungen befürchtet

werden. Eine solche wechselkursorientierte Politik hat sich jedoch in der Ver-

gangenheit und nicht nur hierzulande als wirkungslos erwiesen (1). Mit der Zins-

politik können Abwertungstendenzen, deren Ursache nicht in höheren Inflations-

erwartungen für das Inland, sondern vor allem darin liegt, daß der Produktions-

standort Bundesrepublik im Vergleich zu anderen Ländern in der Sicht der Inve-

(1) Vgl. Härmen Lehment, Devisenmarktinterventionen bei flexiblen Wechselkursen.
Die Politik des Managed Floating. Kieler Studien, 162, Tübingen 1980.
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stören ungünstiger ist, nicht aufgehoben werden. Es erscheint nicht ratsam, die

Verteuerung der Importgüter zu verhindern, denn nur wenn die preisliche Wettbe-

werbsfähigkeit inländischer Güter durch die Änderung relativer Kosten so erhöht

wird, daß sich die Ertragserwartungen der Investoren für alternative Produktions-

standorte nicht mehr unterscheiden, kommt der Kapitalabfluß zum Stillstand. Die

Verschiebung von relativen Preisen, also zwischen Preisen von Gütern für die In-

landsverwendung und solchen von Gütern für die Auslandsverwendung, hat für

sich genommen keine Inflationswirkung, wenn die Geldbehörde nicht eine expansive

Politik betreibt. Macht die Bundesbank das Gegenteil davon und antwortet auf Ab-

wertungstendenzen mit einer monetären Restriktion, so wird die inländische Nach-

frage zusätzlich gedämpft.

48. Der weitere Kursanstieg des US-Dollars Anfang 1985 dürfte den Importpreis-

anstieg verstärken, so daß zunächst mit einer Fortsetzung der Politik knapper

Geldversorgung zu rechnen ist. Wir halten es für wahrscheinlich, daß die Dollar-

hausse ihren Höhepunkt erreicht hat. Für den weiteren Jahresverlauf und für 1986

wird in der hier vorliegenden Prognose eine Kursstabilisierung auf einem etwas

niedrigeren Niveau unterstellt. Bei einer solchen Entwicklung dürfte die Bundes-

bank wohl eine etwas stärkere Geldmengenexpansion zulassen. Es wird angenom-

men, daß die Geldmenge Ml im Jahr 1985 mit 4 vH und 1986 mit 6 vH zunehmen

wird. Expansive Impulse von der Geldpolitik wären demnach wohl erst im Verlauf

von 1986 zu erwarten.

49. Die Besserung der Arbeitsmarktlage ist vor allem durch die Lohnpolitik be-

hindert worden. Um dem Produktionsfaktor Arbeit, der aus demographischen Grün-

den in den vergangenen Jahren reichlicher geworden ist, zu mehr Wettbewerbsfä-

higkeit gegenüber dem Kapitaleinsatz zu verhelfen, wäre es erforderlich gewesen,

den Einsatz von Arbeit im Verhältnis zum Kapital billiger zu machen. Davon kann

nach den Lohnabschlüssen des Jahres 1984 jedoch nicht die Rede sein. Neben No-

minallohnanhebungen ist für 1985 beschlossen worden, die Arbeitszeit bei weit-

gehendem Lohnausgleich zu verkürzen. Dadurch wird der Einsatz von Arbeit nicht

nur teurer gemacht, sondern auch weniger flexibel. Angesichts der Struktur der

Arbeitslosigkeit nach Branchen, Qualifikationen und Regionen sind einheitliche

Lohnerhöhungen und Arbeitszeitverkürzungen zudem fehl am Platze. Insgesamt

wird die Entwicklung . der Beschäftigung durch zu hohe und undifferenzierte Ar-

beitskosten gedrückt werden.
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Wirtschaft ohne rechten Schwung

50. Die Ausgaben der Inländer werden 1985 nur mäßig steigen. Die Verbraucher

werden sich angesichts anhaltender Beschäftigungsprobleme, hoher Steuer- und

Abgabenbelastungen und der ungelösten Finanzierungsprobleme der Sozialversiche-

rung zurückhalten. Lohnkostendruck und Unsicherheit über zukünftige Produk-

tionsbedingungen dürften das inländische Investitionsklima weiter dämpfen. Die so

oft beklagte Überalterung des Kapitalstocks ist keine Garantie für zukünftige In-

vestitionsausgaben, im Gegenteil, sie signalisiert, daß die Gewinnchancen hier

bislang als schlecht eingeschätzt wurden. Dies dürfte sich in nächster Zeit nicht

grundlegend ändern; die Neigung, Kapital im Ausland statt in inländische Produk-

tionskapazitäten zu investieren, wird daher wohl zunehmen. Nur der Export wird

die wirtschaftliche Entwicklung 1985 eindeutig begünstigen. Das reale Sozialprodukt

dürfte 1985 um rund 2 vH steigen, rund die Hälfte des Anstiegs wird auf den Ex-

port zurückzuführen sein.

Aufgrund der von uns erwarteten leichten Lockerung der Geldpolitik, der steuer-

lichen Entlastung und des Inkrafttretens von großzügigeren steuerlichen Rege-

lungen für den Wohnungsbau ist 1986 mit einer etwas stärkeren Zunahme der In-

landsausgaben zu rechnen. Im Jahresdurchschnitt wird bei abnehmenden Impulsen

vom Export mit einer Sozialproduktszunahme von 2,5 bis 3 vH gerechnet.

51. Damit wird die konjunkturelle Entwicklung 1985 und 1986 kaum jenen Schwung

aufweisen, der notwendig wäre, um die bedrückenden Arbeitsmarktprobleme spür-

bar zu reduzieren. Es gibt zwar einige Tendenzen, die den Arbeitsmarkt von der

Angebotsseite her entlasten: Die Hilfen, mit denen die Rückkehr von Ausländern in

ihre Heimatländer gefördert wird, werden in starkem Maße in Anspruch genommen,

die Erwerbsbeteiligung der Frauen geht zurück, und in vielen Bereichen werden

Vorruhestandsregelungen wirksam. Trotz der künstlichen Verminderung des Ange-

bots werden die Arbeitslosenzahlen nicht sinken und wird der Umfang der

Schwarzarbeit zunehmen. Die Arbeitslosigkeit wird 1985 im Jahresdurchschnitt wohl

noch einmal steigen, 1986 aber auf hohem Niveau stagnieren. Die Beschäftigung

wird dabei tendenziell zurückgehen.
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Deutliche Impulse von der Ausfuhr

52. Die Impulse, die die deutsche Wirtschaft aus dem Ausland erhielt, verstärkten

sich zum Jahresende 1984 noch einmal. Die reale Warenausfuhr nahm mit einer lau-

fenden Jahresrate von nahezu 20 vH zu. Hierbei mag eine Rolle gespielt haben,

daß es nach dem Streik in der Metallindustrie auch im vierten Quartal 1984 noch zu

Nachholeffekten kam. Zugute kam den deutschen Anbietern aber vor allem die ver-

besserte Wettbewerbslage infolge der deutlichen realen Abwertung der D-Mark.

Zudem expandierte weiterhin die Inlandsnachfrage in wichtigen Abnehmerländern.

53. Besonders die Ausfuhr in die Vereinigten Staaten nahm weiter mit hohem Tem-

po zu, so daß" die Vereinigten Staaten hinter Frankreich zum zweitgrößten Abneh-

merland deutscher Exporte aufgerückt sind. Aber auch in den westeuropäischen

Industrieländern lief das deutsche Exportgeschäft gut. Neben Kraftfahrzeugen

wurden vor allem Maschinen und elektrotechnische Anlagen exportiert. Im Handel

mit den Entwicklungsländern profitierten deutsche Anbieter von der verbesserten

Wettbewerbslage gegenüber den amerikanischen und japanischen Konkurrenten. Im

Geschäft mit den OPEC-Ländern waren dennoch Einbußen zu verzeichnen, weil die

Importnachfrage dieser Länder infolge der anhaltend sinkenden öleinnahmen weiter

zurückging.

Am Exportboom partizipierten nahezu alle Branchen. Die Automobilindustrie konnte

die durch die Unsicherheit über die Abgasregelung bedingte Schwäche des Inlands-

absatzes sogar weitgehend durch verstärkte Auslandslieferungen ausgleichen.

Überdurchschnittlich stieg aber auch die Ausfuhr der eigentlichen Investitions-

güterindustrie (Maschinenbau, elektrotechnische Industrie und ADV-Herstellung),

ein Hinweis auf die verstärkte Investitionstätigkeit im Ausland, vor allem in den

Vereinigten Staaten.

54. Die reale Warenausfuhr dürfte im Verlauf des Jahres 1985 weiter steigen, wenn

auch das zuletzt erreichte ungewöhnlich hohe Tempo wohl nicht beibehalten werden

wird, insbesondere deshalb nicht, weil die Nachholeffekte zunehmend entfallen. Die

nochmalige deutliche reale Abwertung der D-Mark in den ersten Monaten des Jah-

res 1985 - besonders stark gegenüber dem US-Dollar - hat die preisliche Wettbe-

werbsposition der deutschen Exporteure erneut verbessert.

Im Jahr 1985 wird das Tempo der wirtschaftlichen Expansion im Ausland langsamer

sein. Wenngleich sich damit die laufende Zunahme des deutschen Exports ab-
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schwächen wird, bleiben die Impulse, die die deutsche Wirtschaft aus dem Ausland

erhält, beträchtlich. Für das Jahr 1986 allerdings dürften die Anstöße, die sich

aus der verbesserten Wettbewerbslage infolge der realen Abwertung der D-Mark

ergeben haben, allmählich abklingen. Von daher ist eine Abschwächung der außen-

wirtschaftlichen Impulse angelegt.

Im Jahresdurchschnitt dürfte der Export 1985 etwa so stark wie 1984 steigen, 1986

wird die Zunahme wohl nennenswert niedriger ausfallen. Diese Prognose unterstellt

eine "weiche Landung" der US-Konjunktur und relativ stabile Wechselkursverhält-

nisse. Wenn die Konjunkturabschwächung in den Vereinigten Staaten merklich stär-

ker ausfällt, sind protektionistische Maßnahmen nicht auszuschließen. Auch größere

Wechselkursbewegungen könnten ^leicht bewirken, daß die tatsächliche Exportent-

wicklung erheblich von der Prognose abweicht.

Investitionsverhalten bleibt defensiv

55. Die Entwicklung der Ausrüstungsinvestitionen im Jahr 1984 war weniger von

konjunkturellen Faktoren als von Sondereffekten bestimmt; mit nur rund 1 vH fiel

die Zuwachsrate unerwartet niedrig aus. Dies dürfte darauf zurückzuführen sein,

daß die Unternehmen - stärker als erwartet - für 1984 geplante Investitionen we-

gen der Investitionszulage bereits in das Jahr 1983 vorverlegt hatten. Dämpfend

dürften auch die mit dem Tarifkonflikt im Frühsommer verbundenen Produktions-

ausfälle gewirkt haben sowie die Unsicherheit über die Kostenbelastung, die aus

den Tarifabschlüssen auf die Unternehmen zukommt.

56. Für das Jahr 1985 ist, zum Teil als Reaktion auf das Abklingen der Sonder-

effekte, wieder mit einer stärkeren Expansion der Ausrüstungsinvestitionen zu

rechnen; sie dürfte in der Größenordnung von 5 vH liegen. Dies ist aber nicht

Ausdruck einer nachhaltigen Verbesserung der wirtschaftspolitischen Rahmenbe-

dingungen. Entscheidend ist vielmehr, daß sich aufgrund des kräftigen Anstiegs

der Arbeitskosten der Zwang zu Rationalisierungs- und Modernisierungsmaßnahmen

erhöht hat. Zwar ist die Kapazitätsauslastung bis zur Jahreswende weiter gestie-

gen, aber die zukünftigen Absatzerwartungen werden, wie sich aus Umfragen er-

gibt, von den Unternehmen eher skeptisch beurteilt, so daß dem Erweiterungsmotiv
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nur wenig Bedeutung zukommen dürfte. Der Versuch der Geldpolitik zu verhin-

dern, daß Importpreissteigerungen überwälzt werden, wird kaum eine rasche

Expansion der Inlandsnachfrage zulassen.

57. Gegenwärtig hat sich die Ertragslage bei vielen - vor allem exportabhängigen -

Unternehmen deutlich verbessert. Die Dauerhaftigkeit der D-Mark-Abwertung wird

aber mit Skepsis beurteilt. Auch aus anderen Gründen dürften die Gewinnerwar-

tungen von den Unternehmen auf mittlere Sicht wenig günstig eingeschätzt werden.

Sowohl die vereinbarten Tarifabschlüsse als auch die bereits angekündigten ge-

setzlichen Maßnahmen erhöhen die Arbeitskosten der Unternehmen beträchtlich. So

haben sich insbesondere die Hoffnungen der Unternehmen, daß durch flexible Lö-

sungen die Kosten der Arbeitszeitverkürzung begrenzt werden könnten, nicht er-

füllt. Weitere Erhöhungen der Arbeitskosten sind zu erwarten: Die Sozialversi-

cherungsbeiträge werden ab Mitte 1985 angehoben, mit der beabsichtigten Einfüh-

rung eines Erziehungsjahres (Freihalten des Arbeitsplatzes für ein Jahr) werden

neue Belastungen für die Unternehmen geschaffen, und schließlich ist wegen der

anhaltenden Finanzprobleme des Systems der kollektiven Sicherung mit einem wei-

teren Anstieg der Lohnnebenkosten zu rechnen. Damit werden insbesondere solche

Investitionen, die der Einführung neuer Techniken dienen und relativ arbeits-

sparend sind, weiter verstärkt zunehmen.

Eine zunehmende Differenzierung läßt sich bei der Investitionsgüternachfrage aus

dem Inland beobachten. Die Nachfrage der binnenwirtschaftlich orientierten Be-

reiche (Bau, Landwirtschaft, Handel) sinkt, exportorientierte Sektoren (Verarbei-

tendes Gewerbe) weiten ihre Investitionen stärker aus. Darin kommt die gespaltene

Konjunktur zum Ausdruck.

58. Die Zunahme der Investitionstätigkeit insgesamt dürfte auch 1986 mäßig blei-

ben. Sowohl von der Geld- als auch der Finanzpolitik ist mit leichten Impulsen zu

rechnen, die die Absatzerwartungen im Inland wieder etwas begünstigen. Auch in

wichtigen Partnerländern wird sich die Konjunktur im Verlauf von 1986 wahr-

scheinlich beleben. Rationalisierung und Modernisierung werden die Investitionstä-

tigkeit weiterhin stützen. Im Jahresdurchschnitt 1986 wird die Zunahme der realen

Ausrüstungsinvestitionen wohl ähnlich hoch sein wie 1985.
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Bauinvestitionen sehr schwach

59. Viele Indikatoren signalisieren, daß sich die Bauwirtschaft zur Jahreswende

1984/85 in einer schweren Krise befindet. Zwar konnte die Produktion im vierten

Quartal 1984 infolge günstiger Witterung und des Ablaufs der Fertigstellungsfrist

für Bauten, für die die Investitionszulage in Anspruch genommen wurde, noch

einmal deutlich gesteigert werden. Da jedoch der Auftragseingang bis zuletzt wei-

ter rückläufig war, verringerte sich die Reichweite der Auftragsbestände auf weni-

ger als 2 Produktionsmonate. Angesichts der eher strukturellen Probleme ist kaum

mit einer raschen Belebung der Baunachfrage zu rechnen (1). Der Abbau der Be-

schäftigung und der Rückgang der Investitionen in der Bauwirtschaft zeigen an,

daß die Unternehmen bereits begonnen haben, ihre Kapazitäten zu verringern.

60. Deutliche - regional freilich unterschiedlich starke - Preissenkungen auf den

Immobilienmärkten sind ein Hinweis darauf, daß auf dem Wohnungsmarkt Angebots-

überschüsse vorhanden sind. Anhaltend hohe Zinsen bei gleichzeitig nur geringen

Einkommenszuwächsen lassen erwarten, daß potentielle Bauherren beim Neubau von

Wohnungen eher zurückhaltend bleiben werden. Dazu trägt auch die Unsicherheit

über Art und Zeitpunkt der Neugestaltung der staatlichen Wohnungsbauförderung

bei. Auch im Mietwohnungsbau ist angesichts partiell sinkender Mieten und einer

verringerten staatlichen Förderung mit einem weiteren Rückgang der Nachfrage zu

rechnen. Stützend dürfte allein der Bereich Modernisierung, Renovierung und

Ausbau wirken, allerdings fließt gerade in diesem Bereich ein großer Teil der

Nachfrage an der offiziellen Wirtschaft vorbei in die Schatten Wirtschaft.

61. Im gewerblichen Bau dürfte 1985 spürbar werden, daß wegen des Auslaufens

der staatlichen Investitionszulage ein Teil der Bautätigkeit in das Jahr 1984 vor-

gezogen worden ist. Da dem Erweiterungsmotiv nach wie vor noch keine größere

Bedeutung zukommt, ist kaum damit zu rechnen, daß durch die leichte Belebung

der Ausrüstungsinvestitionen stärkere Impulse auf den gewerblichen Bau ausgehen.

Nur die Aufträge der Bundespost (Ausbau des Kommunikationssystems) und. der

Bundesbahn dürften 1985 eine stützende Wirkung entfalten.

(1) Einige Überlegungen über die mittelfristigen Perspektiven der Bauwirtschaft
finden sich am Ende dieses Beitrags.
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Mit einer positiven Entwicklung ist 1985 nur beim öffentlichen Bau zu rechnen.

Zum einen hat sich die Finanzlage der Gemeinden zuletzt spürbar verbessert, zum

anderen wird vielfach ein stark zunehmender Ersatzbedarf, insbesondere im Stra-

ßenbau und bei der Kanalisation, als Grund für steigende öffentliche Investitionen

angeführt (1). Solche Projekte dürften beschleunigt in Angriff genommen werden,

wenn den Gemeinden wegen einer weiteren Verschärfung der Krise in der Bauwirt-

schaft von den übergeordneten Gebietskörperschaften zusätzliche Mittel in Form

von Zuschüssen oder Zinssubventionen für eine Ausweitung der Investitionstätig-

keit zur Verfügung gestellt werden.

Angesichts des großen Gewichts des Wohnungsbaus für die Bautätigkeit ist 1985

mit einem Rückgang der Bauinvestitionen um rund 2,5 vH zu rechnen. Der Preis-

anstieg für Bauleistungen dürfte weiterhin deutlich niedriger sein als jener in der

Gesamtwirtschaft. Tendenziell sinkende Zinsen bei weniger knapper Geldversorgung

und wieder etwas günstigere Einkommens- und Absatzerwartungen werden wahr-

scheinlich im Verlauf des Jahres 1986 zu einer leichten Belebung der Bautätigkeit

führen, im Jahresdurchschnitt werden die realen Bauinvestitionen dennoch wohl

nur etwa auf dem Niveau des Vorjahres liegen.

Schwache Verbrauchsnachfrage

62. Der private Verbrauch, der über das gesamte Jahr 1984 gesehen leicht zuge-

nommen hatte, neigte im Winterhalbjahr 1984/85 eher zur Schwäche. Die leicht be-

schleunigt steigenden Verbraucherpreise schwächten in dieser Zeit die reale Kauf-

kraft. Während sich die Käufe von PKW bis zum Jahresende 1984 noch auf einem

relativ hohen Niveau gehalten hatten, zeigte sich in den Zulassungen von Januar

1985 erstmals die Verunsicherung der Käufer durch die Diskussion um die PKW-Ab-

gasregelung.

Angesichts der anhaltenden Diskussion und der Unsicherheit darüber, wann und in

welcher Form eine Einigung im Rahmen der EG zu erwarten ist, wird die Kauf Zu-

rückhaltung wohl noch geraume Zeit andauern. Dabei könnte auch der strenge Win-

ter in vielen Fällen zu dem Entschluß geführt haben, den Autokauf aufzuschieben.

Ein Teil dieser Käufe dürfte allerdings nachgeholt werden, wenn endgültige Klar-

(1) Vgl. Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände, Zum kommunalen
Investitionsbedarf bis 1990, November 1984.
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heit über die gesetzlichen Regelungen besteht. Auf welchem Niveau sich die Nach-

frage nach Neuwagen dann einpendeln wird, ist freilich unsicher. Die Kosten der

Autonutzung werden sowohl durch die Verminderung der Schadstoffemission als

auch durch strengere und häufigere Abgasprüfungen erhöht. Dabei hängt es vor

allem von den gesetzlichen Regelungen ab, ob es günstiger ist, ein Neufahrzeug zu

beschaffen oder das Altfahrzeug weiter zu nutzen. Insgesamt dürften die zusätz-

lichen Kosten, die durch die Abgasregelungen entstehen, die PKW-Nachfrage dämp-

fen.

63. Die Einkommen der privaten Haushalte werden 1985 voraussichtlich nur langsam

steigen. Bei der moderaten wirtschaftlichen Expansion wird die Beschäftigung kaum

zunehmen. Angesichts der geringen effektiven Rentenerhöhung werden die Trans-

fereinkommen nahezu stagnieren. Angesichts der gedämpften Wirtschaftslage und

der weiterhin hohen Arbeitslosigkeit werden die privaten Haushalte ihr Sparver-

halten wohl nicht nennenswert ändern. Für den realen privaten Verbrauch ist da-

her im Jahr 1985 nur mit einem geringfügigen Anstieg zu rechnen.

Aufgrund der - erwarteten - Lockerung der Geldpolitik und der Entlastung bei der

Einkommensteuer werden sich Beschäftigung und (Netto-) Einkommen 1986 etwas

günstiger entwickeln. Ob bis dahin die Finanzierungsprobleme der Sozialversiche-

rung soweit geklärt sind, daß das Vertrauen in die staatliche Altersversicherung

wiederhergestellt ist, ist zweifelhaft. Es ist daher nicht auszuschließen, daß die

Sparquote tendenziell steigt, weil privates Vorsorgesparen verstärkt zunimmt.

Nur geringer Preisanstieg

64. Eine etwa halbjährige Phase annähernder Stabilität des Preisniveaus auf der

Verbraucherstufe endete im Herbst 1984 vor allem unter dem Einfluß abwertungs-

bedingter, kräftiger Preiserhöhungen für Heizöl und Kraftstoffe. Nach der Jah-

reswende erhielt der Preisauftrieb neue Nahrung, weil infolge des strengen Winters

die Heizölpreise und ein Teil der Nahrungsmittelpreise deutlich anzogen. Dennoch

blieb der Anstieg des Verbraucherpreisniveaus mit einer Jahresrate von knapp

3 vH relativ mäßig.

Neben stabilen und zeitweise sinkenden Fleischpreisen aufgrund des reichlichen

Angebots von Schlachtvieh waren die Bedingungen auf den Märkten für gewerb-
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liehe Produkte seit geraumer Zeit im allgemeinen nicht günstig, um Preiserhöhun-

gen durchzusetzen: Da die Inlandsnachfrage nur schwach expandierte, waren die

Preiserhöhungsspielräume 1984 sehr eng. Sinkende Lohnstückkosten und stabile

• Rohstoffpreise minderten den Kostendruck und erlaubten den Unternehmen viel-

fach, ihre Erlöse zu verbessern, ohne die Verkaufspreise anzuheben.

65. Nach Abklingen der witterungsbedingten Verteuerungen ist 1985 vorübergehend

sogar mit einer kurzen Phase eines annähernd stabilen Verbraucherpreisniveaus zu

rechnen, da die Heizölpreise im Frühjahr wohl wieder sinken werden. Die Verbrau-

cherpreise werden 1985 insgesamt nur mäßig steigen, die laufende Jahresrate dürf-

te vorerst noch unter 2 vH liegen. Hierfür spricht, daß die Inlandsnachfrage al-

lenfalls schwach expandieren, in der ersten Jahreshälfte 1985 zeitweise sogar zu-

rückgehen wird. Bei den Einfuhrpreisen ist zunächst noch mit merklichen Erhö-

hungen aufgrund der D-Mark-Abwertung seit Anfang 1985 zu rechnen. Im weiteren

Jahresverlauf wird die Importpreisentwicklung angesichts der unter Druck ste-

henden Preise auf den Weltrohstoffmärkten und einer sich tendenziell eher auf-

wertenden D-Mark aber wohl insgesamt dämpfend auf das inländische Preisklima

wirken. Von den Lohnstückkosten wird dagegen im Zusammenhang mit den deutli-

chen tariflichen Stundenlohnerhöhungen unter Einschluß der Arbeitszeitverkür-

zungen wieder ein Druck in Richtung auf Preiserhöhungen ausgehen. Im Jahres-

durchschnitt 1985 dürfte der Preisanstieg etwa 2 vH betragen.

Auch über das Jahr 1985 hinaus ist mit einem ruhigen Preisklima zu rechnen. 'Mit

der verstärkten konjunkturellen Expansion zum Jahr 1986 hin ist eine leichte Be-

schleunigung des Preisanstiegs nicht auszuschließen. Sie würde nicht eintreten,

wenn es gleichzeitig zu einer deutlichen realen Aufwertung der D-Mark käme. Ins-

gesamt dürfte der Preisanstieg im Durchschnitt des Jahres 1986 kaum nennenswert

von dem des Jahres 1985 abweichen.

Mehr wirtschaftliche Dynamik und Beschäftigung erfordern marktwirtschaftliche

Lösungen: Der Fall der Bauwirtschaft

66. Wirtschaftliche Probleme lassen sich am leichtesten in einer wachsenden

Wirtschaft lösen. Die Erfahrung der vergangenen Jahre zeigt allerdings, daß

sich nachhaltiges Wachstum nicht einstellt, wenn die Preis- und Anpassungsme-

chanismen durch Beschäftigungs- und Absatzgarantien sowie eine Vielzahl von
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staatlichen Vorschriften blockiert werden. Nachfragestimulierung und selektive

Anreize vermögen diese Wachstumsbarrieren nicht zu überwinden, sie schaffen be-

stenfalls kurzfristig Erleichterung.

Die Bauwirtschaft ist ein Bereich, der unter der Verzerrung von Marktsignalen

besonders gelitten hat. Dort haben staatliche Maßnahmen zur Förderung des Woh-

nungsbaus und öffentliche Investitionsprogramme im Wechsel mit restriktiver Haus-

halts- und Geldpolitik zu starken Auslastungsschwankungen geführt. Die massive

Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge, die Ausweitung des Kündigungsschutzes

und verschärfte Ausbildungsanforderungen haben die Lohnkosten insgesamt be-

trächtlich erhöht. Gegenwärtig steht die Bauwirtschaft vor großen Anpassungs-

problemen: Aufgrund der demographischen Entwicklung wird die Nachfrage nach

Wohnungen nach 1990 erheblich sinken. In welchen Regionen zukünftig noch Woh-

nungen gebraucht werden, wie groß sie sein sollen und welche Ausstattung sie

haben sollen, entscheidet am besten der Markt. Um diese Funktion erfüllen zu

können, müßte der Wohnungsmarkt freilich liberalisiert werden.

67. Zu den strukturellen Problemen der Bauwirtschaft trägt bei, daß es sich hier

um eine arbeitsintensive und relativ konsumnahe Branche handelt, die in besonde-

rem Maße dem Wettbewerb aus der Schattenwirtschaft ausgesetzt ist. Schattenwirt-

schaftliche Betätigung vollzieht sich dabei sowohl illegal in Form von Schwarzarbeit

als auch legal in Form von Nachbarschaftshilfe und Eigenarbeit. Gegenüber der

offiziellen Bauwirtschaft ist die Schattenwirtschaft in den letzten Jahren zunehmend

attraktiver geworden. Während für eine offizielle Handwerkerstunde gegenwärtig

mehr als 50 D-Mark gezahlt werden, kostet die Schwarzarbeiterstunde zwischen 15

und 20 D-Mark, der durchschnittliche Nettostundenlohn eines Arbeitnehmers (als

Entgelt für die verlorene Freizeit) liegt sogar noch darunter. Selbst wenn man

berücksichtigt, daß die Arbeitsproduktivität in der offiziellen Wirtschaft vielleicht

etwas höher sein dürfte und daß in der Schattenwirtschaft keine Gewährleistungs-

ansprüche bestehen, ist der Kostenvorsprung der Schattenwirtschaft beträchtlich.

68. Bei Unternehmen, die - wie in der Bauwirtschaft - vor allem Sorge um ihr

Fortbestehen haben, ist nicht anzunehmen, daß sie hohe Gewinne erwirtschaften;

die Kostenunterschiede müssen also anderweitig begründet sein. Vor allem die

tariflich und gesetzlich festgelegten Lohnnebenkosten, Steuern und Abgaben haben

die Schere zwischen den Arbeitskosten der offiziellen Unternehmen und den Netto-

einkommen der Arbeitnehmer immer weiter geöffnet. Neben diesen Kosten, die vor

allem in Verbindung mit der Expansion der kollektiven sozialen Sicherungssysteme
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entstanden sind, haben auch immer neue staatliche Auflagen zum Schutz der Ar-

beitnehmer oder Konsumenten insbesondere die kleineren Unternehmen belastet, die

mit der Schattenwirtschaft am stärksten konkurrieren (1).

69. Auch in naher Zukunft spricht wenig dafür, daß sich die Wettbewerbsposition

der offiziellen Wirtschaft relativ zur Schattenwirtschaft verbessert. Die für die

Jahre 1986 und 1988 beschlossenen Steuersenkungen bringen für die Arbeitnehmer

nur eine geringfügige Entlastung, da sie lediglich die seit 1982 zusätzlich auf-

gelaufenen Belastungen korrigieren. Demgegenüber werden die wachsenden Finan-

zierungsprobleme der kollektiven Sicherungssysteme zu einer weiteren Belastung

der Beitragszahler führen. Auch die verstärkten Bestrebungen zur kollektiven

Verkürzung sowohl der Wochen-, Jahres- und Lebensarbeitszeit begünstigen die

Ausweitung der Schattenwirtschaft. Zum einen schränken sie die Flexibilität der

offiziellen Unternehmen noch weiter ein, zum anderen dürften die Arbeitnehmer die

zusätzliche Freizeit zumindest teilweise dafür verwenden, durch Schwarzarbeit

zusätzliche Einkommen zu erwirtschaften oder durch Eigenleistung Zahlungen an die

offizielle Wirtschaft zu vermeiden. Viel spricht auch dafür, daß die Produktivität in

der Schatten Wirtschaft weiter steigt. Die Ausstattung der Haushalte mit relativ

preiswerten Heimwerkergeräten nimmt zu, und Vorprodukte werden zunehmend der-

art gestaltet, daß es auch Laien möglich ist, Tätigkeiten auszuführen, die früher

allein Fachkräften vorbehalten waren.

70. Die genannten Faktoren lassen vermuten, daß die Bauwirtschaft insbesondere

im Ausbaubereich und bei Renovierungen weitere Marktanteile an die Schattenwirt-

schaft verlieren wird. Viele der bislang noch in diesem Bereich tätigen Unterneh-

men stehen damit vor der Alternative, aus dem Markt auszuscheiden oder zumin-

dest teilweise selber in die Schattenwirtschaft einzutreten, da sie daran gehindert

werden, die gesetzlich oder tarifvertraglich vereinbarten Kosten auf dem offiziellen

Markt zu senken.

71. Versuchen, den Marktzutritt zur Schatten Wirtschaft durch erhöhte Strafen und

Kontrollen zu begrenzen, wird wenig Erfolg beschieden sein. Ein großer Teil der

Aktivitäten in der Schattenwirtschaft vollzieht sich nämlich legal in Form von Ei-

genarbeit und Nachbarschaftshilfe. Für den Bereich der illegalen Aktivitäten

(1) Für eine detailliertere Analyse vgl. Enno Langfeldt, Die Schattenwirtschaft in
der Bundesrepublik Deutschland. Kieler Studien, 191, Tübingen 1984.
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sollten die Erfahrungen östlicher Planwirtschaften nicht vergessen werden, wo

trotz strenger Strafen Schwarzmarktaktivitäten nicht beseitigt werden konnten. Mit

einer Verschärfung staatlicher Kontrollen ist auch ein erheblicher Kostenanstieg

verbunden, der wiederum letztendlich durch Steuererhöhungen finanziert werden

muß und somit neue Anreize zum Abwandern in die Schattenwirtschaft gibt. Vor

allem ist jedoch zu bedenken, daß durch eine verschärfte Strafverfolgung Nach-

frage nicht in die offizielle Wirtschaft zurückverlagert wird; zu den dort weiterhin

hohen Preisen wird ein großer Teil der in der Schatten Wirtschaft wirksamen Nach-

frage nicht entfaltet.

72. Als Ausweg bleibt deshalb nur eine Therapie, die an den Ursachen für das

Wachstum der Schattenwirtschaft ansetzt (1). Dafür ist es vor allem nötig, im Be-

reich der sozialen Sicherung das Versicherungsprinzip wieder stärker in den Vor-

dergrund zu stellen. Wenn die Bürger den Eindruck gewinnen, daß Leistung und

Gegenleistung bei den kollektiven Versicherungssystemen genau wie bei den pri-

vaten Versicherungen in einem fairen Verhältnis zueinander stehen, dann entfällt

ein wichtiger Grund für ein Abwandern in die Schatten Wirtschaft. Gleichzeitig

würde es helfen, wenn die Steuerbelastung spürbar verringert wird.

73. Zusätzlich zu diesem Problem, das aus hohen Steuer- und Abgabenquoten sowie

aus der Vielzahl von Vorschriften resultiert, die die Flexibilität der Bauwirtschaft

hemmen, steht die Bauwirtschaft aus demographischen Gründen vor enormen An-

passungsschwierigkeiten. Die Bevölkerung der Bundesrepublik nimmt seit Mitte der

siebziger Jahre der Tendenz nach ab. Sie ist seit 1981 rückläufig. Dieser Prozeß

wird sich in Zukunft noch beschleunigen. Gemäß der hier verwendeten Fortschrei-

bung der Bevölkerungsprognose des Statistischen Bundesamtes (2) nimmt die Zahl

der Haushalte zwar noch zu, weil geburtenstarke Jahrgänge jetzt den Lebensab-

schnitt der eigenen Haushaltsgründung erreicht haben und weil annahmegemäß die

Größe der Haushalte zurückgeht (3). In den 80er Jahren steigt die Zahl der Haus-

(1) Nähere Ausführungen dazu finden sich in Enno Langfeldt, Ursachen der Schat-
tenwirtschaft und ihre Konsequenzen für die Wirtschafts-, Finanz- und Ge-
sellschaftspolitik. Gutachten im Auftrag des1 Bundesministeriums für Wirtschaft,
Kiel 1983, hier insbesondere Kapitel 6.2. Revitalisierung der offiziellen
Wirtschaft durch eine Stärkung der Marktkräfte, S. 186 ff.

(2) Zu den verwendeten Grundzahlen vgl. die Quellenangabe in Tabelle 4.
(3) Es spricht einiges dafür, daß die Zahl der Haushalte damit eher zu hoch an-

gesetzt ist, führen doch, höhere Arbeitslosigkeit und niedrigere Realeinkom-
menszuwächse zu einer Abnahme der Bereitschaft, neue (kleine) Haushalte zu
gründen.



Tabelle 4 - Ausgewählte Bestimmungsfaktoren der Wohnungsnachfrage

1950-1960(a) 1960-1970 1970-1980 1980-1985(b) 1985-1990(b) 1990-2000(b)

Bevölkerung(c)
(Veränderung in 1000) +5275

Haushalte(d)
(Veränderung in 1000) +2698

Zahl der fertiggestellten
Wohnungen (pro Jahr in 1000) 439(e)

Pro-Kopf-Einkommen in
konstanten Preisen (durch-
schnittliche jährliche
Veränderung in vH) 6,8

Preisindex für die Lebens-
haltung (durchschnittliche
jährliche Veränderung in vH) 1,7

Preisindex für Wohngebäude
(durchschnittliche jährliche
Veränderung in vH) 4,6

+5218

+2531

515

3,6

2,3

5,6

+ 788

+2820

464

2,7

4,6

6,8

- 450

+ 650

350

1,3

3,8

2,8

- 650

+ 550

300

2,5

2,0

2,0

-2100

- 800

200

2,5

2,5

2,5

(a)Bundesgebiet ohne Berlin und Saarland. - (b)Die Prognosen für Bevölkerung und Haushalte basieren auf Berech-
nungen des Statistischen Bundesamtes (unter Berücksichtigung des Standes von 1984) , die übrigen Werte sind ei-
gene Schätzungen jeweils auf 50 000 oder auf halbe Prozentpunkte gerundet. - (c)Für die Prognose gelten folgende
Annahmen: Sterblichkeitsverhältnisse der Jahre 1976/78; ausgeglichener Wanderungssaldo für die deutsche Bevöl-
kerung; Geburtenhäufigkeit des Jahres 1978 bleibt konstant, Ausgangspunkt ist der Bevölkerungsstand von 1984.
Hinsichtlich der ausländischen Bevölkerung ist eine jährliche Zuwanderung von 20 000 Ausländern (zum Stand von
1984) unterstellt. - (d)Abnahme der Haushaltsgröße von 2,42 im Jahr 1981 auf 2,28 im Jahr 2000 für die deutsche
Bevölkerung. Die durchschnittliche Familiengröße der ausländischen Bevölkerung steigt von 2,85 (1981) auf 2,95
(1988) und nimmt dann bis zum Jahr 2000 auf 2,59 ab. - (e)1952-1960.

Quelle: Deutscher Bundestag, Arbeitsgruppe Bevölkerungsfragen, Bericht über die Bevölkerungsent-
Wicklung in der Bundesrepublik Deutschland; 2. Teil, Auswirkungen auf die verschiedenen
Bereiche von Staat und Gesellschaft, Bundestagsdrucksache 10/863; eigene Berechnungen.
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halte jedoch nur noch halb so stark wie in den 70er oder 60er Jahren, und nach

1990 wird die Bevölkerung so rasch schrumpfen, daß auch die Haushaltszahl zu-

rückgeht (Tabelle 4). Auch wenn die Geburtenhäufigkeit bis dahin wieder steigen

sollte, wirkt sich dies für längere Zeit nur auf die Größe, nicht aber auf die Zahl

der Haushalte aus. Daraus ergibt sich ein zunehmend geringerer Bedarf an neuen

Wohnungen.

Hinzu kommt, daß sich der Anstieg der Pro-Kopf-Einkommen bis zur ersten Hälfte

der 80er Jahre deutlich abgeschwächt hat. Selbst wenn man unterstellt, daß es

gelingt, die Einkommenszunahme wieder auf durchschnittlich 2,5 vH zu steigern, so

gehen davon - verglichen mit der Einkommensverbesserung in den 60er Jahren -

nur geringe Impulse auf die Nachfrage nach Wohnungen aus. Bemerkbar macht sich

auch, daß die Inflation als Motiv für Immobilienanlagen seit einigen Jahren an Be-

deutung verloren hat. Der Wandel am Wohnungsmarkt kommt nicht nur in teilweise

bereits kräftig sinkenden Bestandspreisen zum Ausdruck, sondern auch darin, daß

die Preise für Bauleistungen seit Anfang der 80er Jahre weniger stark steigen als

das allgemeine Preisniveau. In den Jahren davor war der Baupreisanstieg deutlich

stärker als der gesamtwirtschaftliche Preisanstieg.

74. Den Bauunternehmen wird es um so leichter fallen, mit dieser ungünstigen

Entwicklung der Marktdaten fertig zu werden, je mehr es ihnen gelingt, über Pro-

duktivitätssteigerungen die Baupreise relativ zu anderen Preisen zu senken. Wo am

Bau effizienter gearbeitet und eventuell gespart werden kann, können Produzenten

und Nachfrager besser entscheiden als der Staat.

Angesichts der erreichten Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum ist eine Fort-

setzung der staatlichen Förderung des Wohnungsbaus kaum noch angebracht. Noch

weniger zu vertreten sind konjunkturpolitisch motivierte Bauprogramme, bei denen

die Gefahr besteht, daß durch falsche Preise Überkapazitäten entstehen. Je weni-

ger der Staat die Wohnungsnachfrage durch Steuervergünstigungen oder andere

Subventionen künstlich erhöht, um so eher werden Produktion und Kapazitäten an

das Niveau und den Standard der Wohnungsbaunachfrage angepaßt, das dem Ein-

kommensniveau und den individuellen Einkommenserwartungen entspricht. Mit der

ordnungspolitischen Entscheidung für mehr Markt und weniger staatlicher Fürsorge

würde die Anpassung an die Veränderung der Rahmenbedingungen auf mittlere

Sicht erleichert. Unter diesem Aspekt wäre es sinnvoll, die Neuregelung der steu-

erlichen Behandlung des Eigenheims möglichst rasch zu vollziehen, allerdings nicht

unter Beibehaltung des bisherigen Förderungsvolumens, sondern mit erheblich re-

duzierter Begünstigung.


